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über die

, Verhandluilge » des
""
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^-. 36. Karlsruhe , den 14 . Juli 1919 .

36. öffentliche Sitzung
am Dienstag , den 8. Juli 1919, nachmittags 4 Uhr.

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingänge . Sodann Kurze Anfrage der

Abgg . lÄr. Koenigsberger u . Gen ., die Viehhaltung(PenfionSkühe) betr ., und eventl . weitere Anfragen.
Hierauf
J. Zweite Beratung über

den Antrag (Gesetzesvorschlag) der Abgg. Or . Bern¬au e r u. Gen ., die Ergänzung des Verwaltungsgebühren ,
gesetzt » betr. (Drucks. Nr . 38 ») ,

Berichterstatter Abg . S ch n e i d e r -Heidelberg.
8. Begründung und Beantwortung der Interpellationder Abg. Heurich u . Ben ., die Wohnungsfrage betr.(Drucks . Nr . 10 » ) ,und damit in Verbindung :
st. Mündlicher Bericht der Kommission für Justtz und Ver¬

waltung über die Bitte de» Bad . Landerwohnungsvereinsund de» Bad. Landesverbände» deutscher Dodenreformer ,He Organisation für da» Wohnungswesen betr .,Berichterstatter Abg . Geck . <
jt. Begründung und Beantwortung der Interpellationder Abgg. Roesch u. Gen ., die Lebensmittelfrage , hierdi« Einfuhr von Wein aus der Schweiz betr . (Drucks . Nr.96 ) .
5. Mündliche Berichte der Kommission für Justiz und Ver¬waltung über

v. das provisorische Gesetz, die Feuerversicherung der Ge¬bäude während der Kriegszeit betr . (Drucks . Nr . 25),Berichterstatter Abg . Strobel ;
b . die Bitte der Vereinigung technischer Vereine in Karls¬

ruhe, die Techniker in den städtischen Verwaltungenbetr .,
✓ Berichterstatter Abg . Dr . Leser .

8. Berichte der Petitionskommission und Beratung über die
Petittonen

- ä. des Michael Kuhn in Friedrichsfeld um vorzeittgeEntlassung seines Sohnes aus der Schule,Berichterstatter Abg . Ihrig ,
b. des Adam Weber in Oberdielbach im gleichen Be¬treff ,

Berichterstatter Abg . Jhrrg ,
c. des früheren Radschuhlegers Heinrich Kraft in Sebkenbeim um Wiederverwendung im Eisenbahndienst,Berichterstatter Abg. B e ch t o l d.

Am Regierungstisch : Arbeitsminister Rückert» f
nanzminister vr . Wirth , Minister des Innern Remmelr , die
Ministerialräte Frauz , Föhrenbach und (Dir. Sjteinbrenner.

Präsident Kopf eröffnet nach 4% llhr die Sitzung unogibt folgende Eingänge bekannt :
1 . Pettttonen der Gemeinderäte Weinheim, Gorxheim, Un-

terabsteinach und Trösel um Einrichtung einer staatlichenKrastwagenlinie Weinheim—Trösel ;
2. Petition der Landesvereinigung Badischer LehramtZ-

prakttkanten um Verbesserung der AnstellungSverhältnisse derLetzteren.
Di« beiden Petitionen werden der HauShaltSkommis -

s i o n überwiesen.
3. Petition deS Deutschen Bauarbeiterverbands Bezirksber-ein KarlSruk^ um Schaffung eines Heimstättengesetzes zurHebung der Wohnungsnot .
Diese Petition wird derKommissionsürJustizundVerwaltung überwiesen.
4. Schreiben de» Staatspräsidenten vom 4. Juli 1919, dieGeschäftsführung der OberrechnungSkammer betr.
6. Schreiben des Ministeriums des Innern vom 1. Juli1919, die Kosten der Volkswehr, hier die Erhöhung der Tage¬gelder der Volkswehr in Pforzheim betr .
Die Eingänge Ziffer 4 und v werden der Haushalt »,kommis sion überwiesen.
6. Schreiben des Finanzministers vom 7. Juli 1919 mit ei-nem Gesetzentwurf, die Übernahme von Reichs-, Militär - und

Badischen Hofbeamten sowie von Angehörigen der elsaß-lothringischen Landesverwaltung in den badischen Staats¬dienst, nebst Vertretungsaustrag .
Diese Vorlage wird an die HauShaltSkommissionüberwiesen.
7 . Denkschrift des OberkriegSgerichtSratS H. Dietz in Rastattgegen die Aufhebung oder Beschränkung der Militärgerichts¬barkeit.
Für diese Gabe wird der Dank des HauseS ausgesprochen.
8. Urlaubsgesuche der Abgg . Hamann , Habermehl ,e ck und Krrschbach .
Der erbetene Urlaub wird erteilt .
9. Telegramm des Verbandes Südwestdeutscher Industriel¬ler folgenden vom Schriftführer Frhr . von .Glei¬

ch e n st e i n bekannt gegebenen Wortlauts :
..Der Verband Südwestdeutscher Industrieller erhebt ener¬gischsten Protest gegen die regierungsseitig beantragte ganzaußer allem Verhältnis stehende und geradezu ungeheuerlichzu nennende Erhöhung der Einkommens - und Vermögens¬

steuerzuschläge . Derartige , den Widerspruch in sichselbst tragende steuerliche Pläne würden im Falleihrer Gesetzwerdung nicht nur die schon sonst stark be¬lastete und infolge ihrer ungünstigen geographischen Lage be-
nachteilige badische Industrie konkurrenzunfähig machen unddem völligen Ruin entgegenführen , sie würden nicht nur jedenAnreiz zu industrieller und kaufmännischer Betätigung , zurErweiterung vorhandener Anlagen , zu technischen Verbesse¬rungen , wn Keim ertöten , sondern sie wären auch außerordent¬lich geeignet, die Industrie zur Abwanderung aus Baden zu
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nötigen und in Baden etwa beabsichtigte Niederlassungen neuer

großer Fndustrieen zu verhindern . Diese Steuerprojekte tran¬
ken also von vornherein daran , daß sie auf der einen Seite
nicht nur vorübergehend große Steuereinkünfte zwar schaffen
sollen, daß sie aber andererseits gleichzeitig mit logischer Kon¬
sequenz dazu führen müssen, die Steuerquellen selbst, aus
denen geschöpft werden soll, zu verstopfen oder ihr Entstehen
zu verhindern .

Daß jeder Bürger und jeder Stand nach bestem Können
an der Tilgung der gewaltigen Schulden und Steuerlasten
mitbeitragen muß, ist zweifellos . Aber ebenso selbstverständ¬
lich sollte es sein, daß niemand in seiner Existenzfähigkeit
durch zu weitgehende steuerliche Heranziehung bedroht werden

darf , wenn man nicht die industrielle Grundlage des Staates
teilweise vernichten oder die wirtschaftliche Struktur desselben
verändern und ihn zu einem vorwiegend landwirtschafttreiben¬
den und menschenexportierenden Lande umgestalten will.

Wir möchten daher den badischen Landtag dringend
bitten , die Steueranträge der Regierung ablehnen , im min¬

desten aber die Beschlußfassung und Entscheidung
darüber noch aussetzen und zuvor den Organisationen
von Industrie , Handel und Gewerbe Gelegenheit zu einge
hender gutachtlicher Äußerung geben zu wollen.

Verband Südwestdeutscher Industrieller .
• Diese telegraphische Eingabe wird der Haushaltskom -

jnission überwiesen.
10. Kurze Anfrage der Abgg . Hahn u . Gen ., die Ausfuhr

von Zement von Mannheim nach Holland betr .

11 . Kurze Anfrage der Abgg . Dr . Gothein und Gen .,
den Fall Valentin in Freiburg und die Disziplinar -

verhältnisie der Privatdozenten und' mchtetatmäßigen Profes¬
soren an den Hochschulen betr .

Die beiden Anfragen gehen an die Regierung zur Beant¬

wortung .
12 . Interpellation der Abgg. Henrich und Gen ., die Ver¬

hältnisse der staatlichen und KreiSstraßewvärter betr .
Die Interpellation geht an di« Regierung zur Beantwor¬

tung .
13. Antrag der Abgg . Schön und Gen ., die Haltung von

Schafböcken betr .
Der Antrag wird der Kommission für Justiz und

Verwaltung überwiesen.
14. Antrag der Abgg . Heurich und Gen., Aufmachung

einer Statistrk der Baumaterialien betr .

Dieser Antrag soll ohne Vorberatung in einer Kommission
im Hause behandelt werden.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetretem

Zur Verlesung einer Kurzen Anfrage der Abgg.

Or . K- enigSberger und Gen ., die Viehhaltung (Pensionskühe)
betr . erhält zunächst das Wort :

Wg . Dr . KoenigSberger (Soz .) :

Ist die Regierung bereit , gegen das Halten von Kühen

(Pensionskühen ) durch Nichtlandwirte umgehend tatkräftig
einzuschreiten?

Zur Beantwortung der Anfrage erhält das Wort :

Ministerialrat Föhrenbach :

Auf die Anfrage der Herren Abgg. Dr . KoenigSberger
u . Gen . habe ich namens des Ministeriums deS Innern folgen»

. des zu erklären :
Die Frage der sogenannten Pensionskühe wurde bereits in

der Verordnung des Ministeriums deS Innern vom 20 . No¬

vember 1916 , die Versorgung mit Milch und Speisefetten betr .

(Ges . u . B .Bl . S . 327) , behandelt . In § 13 dieser Verord¬

nung wurde es als unzulässig erklärt , den nach Erfüllung der

Ablieferungspflicht und Deckung des Eigenbedarfes des kuh .

haltenden Betriebes verbleibenden Überschuß an Milch oder

Milcherzeugniffen an solche Personen abzugeben, welche das

Eigentum an den Kühen erworben haben oder einen Beitrag

zu den Kosten der Fütterung leisten, falls die Fütterung und

Pflege nicht in dem eigenen Betrieb dieser Personen erfolgt.
Durch die Verordnung vom 26 . November 1917 (Ges. u . V.

Bl . S . 416) wurde diese Besttmmung dahin ergänzt , daß die

Abgabe von Milch oder Milcherzeugnissen an den nicht im

eigenen Betriebe wohnenden Kuhhalter unter Anrechnung aus

seinen zulässigen Verbrauch statthast ist, wenn die Lieferung -

Pflicht erfüllt und der Eigenbedarf des Betriebes gedeckt ist.
Weiterhin wurde in 8 2 Abs . 4 der letztgenannten Verordnung
ausdrücklich bestimmt, daß Kuhhalter im Sinne der Vorschriften
über Selbstversorgung nur ist, wer Milchvieh für eigene Rech¬
nung im eigenen Betrieb hält ; diese Bestimmung wurde durch
den Runderlaß vom 29 . April 1919 Nr . 32159 dahin erläutert ,
daß unter dem Ausdruck „Betrieb " nur der landwirtschaftliche
Betrieb zu verstehen ist.

Hiernach dürfen die Eigentümer sowohl von Pensionskühen
wie auch Garagekühen nicht als Selbstversorger behandelt wer¬
den und haben keinen Anspruch darauf , Milch und Butter von
diesen Kühen zu beziehen. Ob und wieweit die Gemeinde sie
mit ihrem zulässigen Bedarf als Versorgungsberechtigtc auf
diese Kühe verweisen will, ist Sache, der Gemeinde.

Das Ministerium hat diese Rechtslage den Kommunalverbän¬
den erneut zur Kenntnis gebracht und sie beauftragt , die Ver-

hältnisie eingehend zu prüfen und gegebenenfalls entsprechend
einzuschreiten.

Nack dem Vorgetragenen liegt die Entscheidung über etwa
auftauchende Meinungsverschiedenheiten und Streitfragen in
erster Linie in den Händen der Gemeinden und der Kommu¬
nalverbände . Das Ministerium legt an die Entscheidung von
Gesuchen oder Beschwerden , die etwa an es gelangen , stets
eiti#n strengen Maßstab , von der Ansicht ausgehend , daß zur¬
zeit die Versorgung unserer städtischen Bevölkerung mit Milch,
insbesondere der Kinder, der stillenden und werdenden Mütter
eine überaus wichtige Aufgabe bildet.

Zu Ziff . 1 der Tagesordnung : Zweite Beratung
über den Antrag (GefetzeSvorschlag ) der Abgg . Dr . Bernaner
und Gen ., die Ergünzttng des Berwaltungsgebührettgesetzes
betr. (Drucks . Nr . 38a) , erhält das Wort :

Berichterstatter Mg . Schneide r.Heidelberg (Zentr .) :

Dem mündlichen Bericht in der Sitzung vom 4. Juli habe
ich nichts weiter hinzuzufügen . AamenS der Kommission stelle
ich den Antrag , den Gesetzentwurf, wie er in der Drucksache
Nr . 38 a niedergelegt ist, zuzustimmen.

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt , daß der Antrag
gemäß Abs. 3 des § 23 der Verfassung von der VolkSabstim-

mung ausgeschlossen ist, da «S ein Gesetz über eine Abgabe ist,
über daS nur dann eine Volksabstimmung vorgenommen wer-
den darf , wenn das Staasmimsterium die Vornahme der
Volksabstimmung beschließt .

> In der Beratung ergreift niemand das Wort .

Bei der hierauf folgenden namentlichen Abstimmung wird
der Gesetzentwurf mft 89 Stimmen einstimmig an .

genommen .

Der Präsident gibt alsdann den Eingang eines Schrei¬
bens des an die Stelle des ausgetretenen Wg . Spieß ge¬
tretenen Herrn Gewerkschaftsbeamten Valenttn Hauer be¬
kannt , in welchem derselbe wegen Geschäftsüberlastung auf das
Mandat als Abgeordneter zum badischen Landtag verzichtet .

Der Präsident stellt fest, daß als Ersatzmann Herr Karl

Wehner , Schlosser und Kreisabgeordneter in Mannheim ,
in Betracht kommt.

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung gibt der Präsi .
dent bekannt, daß die Interpellation der Abgg .
Heurich und Gen ., die Wohnungsfrage betr .,
von den Interpellanten zurückgezogenworden ist.

Zu Ziffer 3 der Tagesordnung : Mündlicher
Bericht der Kommission für Justiz und Ver .

waltung und Beratung über die Bitte deS Badischen
Landeswohnungsvcreins und des Badische« Landesverbands
des Bundes Deutscher Bodeureformer , die Organisation deS

Wohnungswesens
' bett .., erhält an Stelle des abgehaltenen

Berichterstatters Abg. Geck das Wort :

Stellv . Berichiterstatter Abg . Kahn (Soz .) :

Im Auftrag der Kommission für Justtz und Verwaltung
habe ich zu berichten über die Eingabe des Badischen Landes-

wohnungSvereins und des Badischen Landesverbandes des

Bundes Deutscher Bodenreformer , die Organisation für das

Wohnungswesen betreffend.
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Die beiden im obigen Betreff genannten Vereine haben
im Mürz d. I . in einer Eirrgabe an die
Badische Nationalversammlung auf die Notwendigkeit
hingewiesen, Maßnahmen gegen die bestehende Wohnungs¬
not zu ergreifen . Als solche bezeichnen sie eme
planmäßige Siedlungsreform durch Errichtung von Garten¬
vorstädten und Kleinhäusern usw. Wenn auf diesem Gebiet
etwas Ersprießliches geleistet werden soll, müsse eine Zentral¬
stelle mit Bezirks- und Gemeindeämtern gefchaffen werden,
die sich mit dem Wohnungswesen befaßen . Der Landeswoh-
nungsverein empfiehlt weiter , daß die einmal für das Woh¬
nungswesen eingerichtete Organisation auch andere Gebiete
der sozialen Fürsorge , wie Säuglingspflege , Tuberkulosen¬
fürsorge usw. behandeln soll .

Ihre Kommission hat die beiden Eingaben an die Regierung
zur gutachtlichen Äußerung weitergegeben. Daraufhin erklärt
das rnzwischen durch Gesetz vom 2 . April d . I . errichtete Ar¬
beitsministerium das folgende: »Der Badische Landesverband
des Bundes Deutscher Bodenreformer und der Landeswoh¬
nungsverein weisen in ihren wieder rückfolgenden Petitionen
vom 10. und 11 . März 1919 auf die bestehende große Woh¬
nungsnot hin, sowie auf die Notwendigkeit, die zur Abwehr
erforderlichen Maßnahmen unter Beiseitesetzung aller un¬
nötigen Neben- und Zwischeninstanzen durch eine einzige Zen¬
tralstelle zu treffen . Zu diesem Zweck soll in dem mit dem
Wohnungswesen befaßten Ministerium ein Landeswohnungs¬
amt als eine besondere Abteilung geschaffen werden. Der
Landesverband des Bundes Deutscher Bodenreformer weist be¬
sonders darauf hin , daß eine planmäßige Siedelung auf dem
flachen Lande mit Gelegenheit zur gärtnerischen und land¬
wirtschaftlichen Nebenarbeit oder in Kleinhäusern mit Ställen
und Gärten notwendig sei . Der Landeswohnungsverein be¬
tont, daß die verschiedenen Gebiete des Kleinwohnungswesens
bisher in verschiedenen Ministerien und von verschiedenen Re¬
ferenten behandelt worden seien.

Beide Vereine halten «s weiterhin für notwendig, in den
Gemeinden und Bezirken besondere Wohnungsämter zu grün¬
den , die sich mit den Fragen des Wohnungswesens zu befas¬
sen hätten , und denen Ausschüsse aus den Kreisen der minder¬
bemittelten Bevölkerung beizugeben wären . Der Landeswoh-
nungsveretn hält es für zweckmäßig , diese Wohnungsämter in
Wohlfahrtsämter auszubilden , die außer dem Wohnungs¬
wesen auch andere Gebiete der sozialen Fürsorge , wie Säug¬
lingspflege und Tuberkulosenfürsorge und dergleichen zu be¬
raten hätten .

Bei Vorlage der Petition an den Landtag war das Woh-
nungswesen und Bauwesen auf das Ministerium des Innern
und das Mnisterium für Übergangswirtschaft und Wohnungs¬
wesen verteilt , und eS ist hierdurch zuweilen ein störendes Ne¬
beneinanderarbeiten eingetreten . Durch das Gesetz v. 2. April
1919, den Geschäftskreis der Ministerien betr . (Gef. u . V.Bl.
1919 S . 200) , sind dem ArbeitsMinisterium u . a . folgende Ge¬
biete überwiesen worden : Wohnungsfürsorge , insbesondere
Siedelungswesen und Wohnungsaufsicht, Mieteinigungs -
ämter, Bau - , Feuer - und Wohnungspolizei , Ortsstraßen .

Dem Arbeitsministerium steht auch die Leitung über die dem
Landeswirtfchastsamt übertragene Bewirtschaftung der Bau .
stoffe zu.

Das gesame Siedelungs - und Wohnungswesen ist hier¬
nach im Arbeitsministerium unter einheitlicher Leitung zu¬
sammengefaßt in der Weise, wie sie die Petenten wünschen .
Die Referenten unterstehen dem Minister unmittelbar . Bei
der großen Bedeutung der Siedelungs - und Wohnungsfrage
in der jetzigen Zeit hält der Unterzeichnete Minister es für
notwendig, daß er in diesen wichtigen Fragen selbst die Ent¬
scheidung trifft und über die Arbeiten auf diesem Gebiet stän.
dig unterrichtet ist.

Mit Erlaß vom 24 . April 1919 hat das Mnisterium de?
Innern es gegenüber allen größeren Bezirksämten als uner¬
läßlich bezeichnet , daß in den Gemeinden , in denen ein fühl¬
barer Wohnungsmangel vorhanden oder zu befürchten sei,
Stellen geschaffen werden, die den Wohnungsbedürftigen mit
Rat und Tat zur Seite stehen und folgende Ausgaben hätten ;

&) Beratung der Wohnungsuchenden,
d) Wohnungsnachweis mit Meldezwang,
c) Beschaffung von Notstandswohnungen ,
d) Vorbereitung der künftigen Bautätigkeit .

Dem Wohnungsamt soll ein vom Stadtrat ernannter
Ausschuß beigegeben werden, der aus einem Vertreter
d« Hausbesitzer, einem Vertreter der Mieter und

einer der stk btt soziales Fürsorge tätigest Fkäuen
anaehören soll. Nach den eingekommenen Berichterl!
fino in allen größeren Städten und Gemeinden Woh¬
nungsämter eingerichtet worden, die sich Mchj unserer Kennt «
nis bisher bewährt haben. ,

Diesen Wohnungsämtern außer dem Wohnungswesen auch
die übrigen Gebiete der sozialen Fürsorge anzugliedern und
sie damit zu Wohlfahrtsämtern auszugestalten , halten wir für
zweckmäßig . Wir möchten aber die endgültige Entscheidung
über diese Frage noch zurückstellen , bis die im Voranschlag
angeforderte Referentin für grauen - und Kinderfürsorge atu
gestellt ist , und das Ministerium sich über die Organisation
der sozialen Fürsorge wird schlüssig gemacht haben."

Daher stellt Ihre Kommission den Antrag :
Der Landtag wolle beschließen , daß die beiden Petitionen als

durch das Gesetz vom 2 . April 1919 über den Geschäftskreis der
Ministerien , den Erlaß des Ministeriums vom 24 . April 1919
und die! Regierungserklärung vom 10 . Juni 1919 erledigt
erklärt werden.

FnVer Beratung ergreift niemand das Wort.
Der Antrag der Kommission wird einstimmig an -

genommen .

Zu Ziffer 4 der Tagesordnung : Begrün¬
dung und Beantwortung der Interpellation der
Lügg. Roefch u. Gen ., .die Lebensmittelfrage , hier die Einfuhr
von Wein aüs der Schweiz betr . (Drucks . Nr . 9 ä ) erhält zur
Begründung der Interpellation das Wort :

Abg . Roefch (Soz .) :
Bei unserer Interpellation handelt eS sich in der Haupt¬

sache um allgemeine öffentliche Beschwerden seitens der Grenz -
bevölkerung. Es ist ;a vielleicht auch Ihnen hinreichend be¬
kannt, daß die Schweiz in den letzten Wochen und Monaten
mehrere Artikel auf dem Gebiete der Lebensmittelbranche zuuns frei herüber läßt . Allein die deutsche Zollbehörde legt
jetzt, wie auch früher während des Verlaufs des Krieges, gro-
ßen Wert darauf , ihre alten Zollsätze bestehen zu lasten ; ja
sie hat sogar Zollsätze in der neueren Zeit noch sehr erheblich
erhöht. Diese Tatsache erregt naturgemäß großen Unwillen
unter der Grenzbevölkerung und darüber hinaus biS weit
in die badischen Kreise hinein . Da doch auf allen Gebieten
ein allzugroßer Mangel herrscht, kann man eS schlechterdings
nicht verstehen, daß unsere deutsche Behörde diese Waren , d«d
wir heute aus der Schweiz frei erhalten . können, immer noch
mit den alten Zollsätzen belegen läßt und somit die Einfuhr
dieser Artikel ganz bedeutend erschwert, wenn nicht zum Teil
überhaupt ganz verhindert .

Unsere Interpellation hat nun zunächst den Inhalt :
»Ist der Regierung bekannt, daß in letzter Zeit seitens der

Schweiz die zollfreie Einfuhr kleinerer Weinmengen gestattet
worden ist und daß der deutsche Zoll andererseits seine dies-
bezüglichen Bestimmungen aufrecht erhält , trotz unserer ein¬
heimischen , für die kleinen Leute fast unerschwinglichen Wein-
Preise ? Was gedenkt die badische Regierung auf diesem Ge¬
biete der deutschen Zollfrage jetzt urü» in nächster Zeit zu
tun , soweit die Schweizer Grenze in Betracht kommt? ,r

Was hier in dieser Interpellation steht, bezüglich deS Wei¬
nes , das gilt auch für die anderen Artikel, die nunmehr seit
den letzten Wochen herein dürfen . Wir wollen wissen , ob dle
badische Regierung sich endlich einmal aufrafst , um in Berlin
energisch vorstellig zu werden für die nächsten Monate , viel¬
leicht auch Jahre . Denn der Lebensmittelmarkt bei uns wird
in den nächsten Jahren nicht allzusehr gehoben werden, daS
steht heute allgemein fest .

Was nun den Wein anlangt , der hier reklamiert wird , so
ist festzustellen , daß es spanischer Wein ist, den die Schwerz
nunmchr herüberläßll Ein ganzer Liter kostet in Basel
fc€0 Frs . Kommt man mit diesem Liter an den deutschen
Zoll, dann wird ' 1 .05 M . auf diesen Liter geschlagen, die
Steuer macht 40 Pf . ; das macht 1.46 M ., was die deutsche
Zollbehörde hier ihrerseits verlangt . 1.00 FrS . machen nach der
Valuta ungefähr 4 M . aus . So käme nunmehr dieser Liter
spanischer Wein, der in Basel nach deutschem Geld mit 4 M.
angekaust ist, mit Zoll und Steuer auf 5.50 M . Sie sehen also,
dieser Wein ist ja nicht gerade billig, aber immerhin im Ge¬
gensatz zu unfern jetzigen Weinprersen eine Wohltat für die
armen Leute oort oben an der Grenze , namentlich für ältere
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Leute. Man wirL doch schließlich nicht behaupten wollen, daß
Wein nicht ein startendes Mittel ist ? Man frage nur ein¬
mal die älteren Leute in meiner Gegend, in Lörrach und Um¬
gebung, sie alle würden diesen Wein kaufen, wenn sie diesen
Wein noch etwas billiger erhalten könnten, sagen wir also
für 4 M. ohne den deutschen Zoll.

So stelht es auch mit den übrigen Artikeln. Ich habe auf
einem früheren Landtage schon einmal reklamiert wegen der
sogenannten Schweizerstumpen. Das sind Zigarren . Diese
Stumpen sind Paketwerse erhältlich. Ein Paket enthält 10,
ein Doppelpaket 20 Stück. Ein kleines Paket hat früher in
der Schweiz 28 Cts . gekostet . Heute kostet dieses kleine Paket
60 Cts . Also schon eine erhebliche Verteuerung dieser Stum¬
pen seitens der Schweiz! Wir haben damals im Landtage vom
badischen Finanzminister verlangt , er möchte doch dafür sor¬
gen, daß jetzt in der Kriegszeit , wo Tabak und Rauchwaren
überhaupt allgemein mangeln , von Berlin aus eine Ände¬
rung Platz greife. Der badische Herr Finanzminister Rhein -
boldt hat hier erklärt , es fei nichts zu machen, das sei Reichs¬
sache ; an diesen Sätzen sei absolut nichts zu ändern . Aber
wir schneiden diese Frage heute wieder an . Wir wissen ja
alle, welche Riesenpreise heute für die Zigarren und den Ta¬
bak hier in unserem Lande verlangt werden . Es ist ja un¬
erhört ! Wenn man in einen Laden hineinkommt und Zigar¬
ren für eine Mark verlangt , so halten sie bei weitem nicht
mehr den Vergleich mit den Zigarren aus , die vor dem Kriege
10 Pf . kosteten . Wenn man heute eine anständige Zigarre
rauchen will, muß man mirrdestens 1 .80 M . bis 2 M . bezahlen.
Nun können wir da oben in der Schweiz, in Basel ein kleines
Paket Stumpen für 60 Cts ., ein großes für 1 .20 Frs . kaufen.
1 .20 Frs . sind nach dem gegenwärtigen Stand der deutscher
Valuta 3 M . Für die kleinen Leute an der Grenze entlang
ist das immerhin schon ein erheblicher Betrag , den sie für
20 Stück Schweizerstumpen anlegen müssen. Was verlangt
nun die deutsche Zollbehörde? Der Zoll für 100 Gramm
Stumpen beträgt 70 Pf . Dazu kommt noch ein Wertzuschlag
von 68 Prozent . Dret kleine Pakete Stumpen zu 10 Stück
wiegen ungefähr 100 Gramm und kosten nach dem jetzigen
Pr « se mindestens 3 M ., nach dem jetzigen Stande der Valuta
natürlich noch mehr . Diese Notiz ist schon älteren Datums .
Der Zoll beträgt für 100 Gramm 70 Pf ., der Wertzuschlag
1 .96 M ., macht zusammen 2.68 M . Sie sehen also, wie hier
durch die deutschen Zollsätze sich die Zigarren in der schweren
Zeit der Not auf dem Gebiete des Tabaks und der Zigarren
ungeheuer verteuern . Es ist auch festgestellt worden , wie die
deutschen Zollsätze noch auf andere Artikel wirken. Ich habe
hier einen Zeitungsausschnitt , der besagt : „Der Zoll für
Srumpen und Zigarren rst von 700 auf 2000 M . in den letz¬
ten Jahren wlchrend ' des Krieges, für Zigaretten von 1000
auf 4800 M . erhöht worden . Zwei Päckchen Stumpen , die
80 Gramm wiegen (bei uns zollfrei) , das sind die meisten mit
Ausmchme einzelver Sorten , kosten jetzt Gewichtszoll eine
Mark, Wertzoll, wenn das Päckchen 60 Cts . gekostet hat , 60 Pf .,
zusammen 1 .60 M . Zigaretten , zwei Packungen zu je *20
Stück , die 40 Gramm wiegen (Zigaretten sind zollpflichtig schon
über 30 Gramm ), 1 .80 M . Zoll . Kriegsaufschlag und Steuer
nach dem höchsten Wertsatz zweimal 80 Pf . — 1.60 M ., zu-
samen 1.80 M. Zoll und 1 .60 M . Steuer , sind 3 .40 M . Wer
keinen Zoll und Steuer für Rauchwaren bezahlen will, muß
sich begnügen mit Stumpen unter 50 Gramm , Zigaretten mit
26 Stück offen oder höchstens bis 30 Gramm angebrochener
Packung. Beide Waren nebeneinander , z. B . Zigaretten
38 Stück offen oder angebrochener Packung bis 30 Gramm und
Stumpen unter 80 Gramm dürfen zollfrei und steuerfrei ein-« rt werden. Von anderen Waren, die eingeführt werden,

i Kaffee und Schokolade zusammen 85 Pf ., Tee und
Schokolade zusammen 30 Pf . Zoll."

ES ist ferner auch festgestellt, daß wir in der Schweiz zur
Zeit große Mengen Wäscheartikel erhalten können und unsere
Geschäftsleute in meiner Gegend haben sich in dieser Ange¬
legenheit nach Berlin gewendet . Allein bis heute konnte von
dort aus keine Erlaubnis erteilt werden .. Wir sind also nach
wie vor auf die schlechten und teuren Waren hier bei uns an¬
gewiesen und müssen auf die Einfuhr insbesondere der itT
den Familien benötigten Artikel verzichten. Ich habe hier eine
gaiqe Reihe von Klagen auch der Geschäftsleute da oben, die
in der Lage wären , von der Schweiz die Ausfuhr zu erhalten .
In Berlin aber hat man immer ein taubes Ohr für derartige
Forderungen .

AuS diesem Grunde haben wir nun diese Interpellation ge¬
stellt, und wir hoffen und wünschen, daß die badische Regie¬
rung wWjgstens jetzt einmal in Berlin energisch vorstellig

wird , um zu sehen, ob wir nickt in dieser schweren Zeit der
Not diese Waren aus der Schweiz erhalten können, ohne diese
unerhörten Zollsätze , die seitens der deutschen Zollbehörde
festßelegt sind , und ob man in Berlin nicht endlich einmal die
Erlaubnis zur Einfuhr von Waren erteilen will, die wir zur
Zeit in der Schiveiz erhalten können und die notwendig sind
für den einzelnen wie für ganze Familien .

Zur Beantwortung der Interpellation erhält das
Wort :

Ministerialrat vr . Steinbrenner .

Namens des Finanzministeriums habe ich die Interpellation
der Herren Abgg . R o e s ch und Gen . wie folgt zu beantworten .

Es ist richtig, daß die Schweiz in den letzten Monaten eine
wesentliche Milderung ihres bisher streng gehandhabten Aus¬
fuhrverbots hat eintreten lassen . So hat sie im kleinen Grenz¬
verkehr neuerdings die Ausfuhr von 6 Flaschen Wein wöckenr -
lich oder 10 Flaschen 14tägig für jede Familie der deutschen
Grenzzone genehmigt. Es ist ferner richtig, daß von diesen :
im kleinen Grenzverkehr in das Zollinland eingebrachten Wein
ebenso wie von dem im Grotzhandelsverkehr eingeführten Wem
nach den Vorschriften des deutschen Zolltarifs und des aut 1 .
September 1918 in ' Kraft getretenen Reichsweinsteuergesetzes
Zoll und Steuer erhoben werden muß , u . z . ist die Belastung
des Weines , wie der Herr Abg . R o e s ch schon ausgeführt hal,
eine recht erhebliche . Als Zoll werden für Flaschenwein 75 M.
für 100 kg und als Weinsteuer 20 Proz . des Preises erhoben,
zu dem der Verbraucher den Wein ersteht . Da eine Flascke
mit einem Inhalt von % Liter , wie sie der Ausfuhrerleich -
terung zugrundegelegt ist, ein Gewicht von etwa 1,3 kg hat ,
so beträgt der Zoll 1,3 X0,75= 0,95 M . und da eine Flasche
Wein in der Schweiz etwa 1,45 Frs . kostet, so beträgt die
Steuer bei einem dem Umrechnungskurs von 40 Rappen für
eine Mark entsprechenden Werte der Flasche Wein von 3,60 M.
20 Proz . von 3,60 + 0,95 M . = 0,90 M . Der Wein kommt da¬
durch den Käufer auf 3,60 + 0,90 = 5,45 M . zu stehen, wo¬
von die Belastung durch Zoll und Steuer allein 1,85 M be »
trägt . Diese Berechnung geht von der Annahme aus , daß der
Wein in der Schweiz mit deutschem Geld bezahlt worden ist.
Unterstellt man , daß der Käufer den Wein mit Frankengeld
bezahlt hat , so ist nach 8 35 der Ausführungsbestimmungen
zum Weinsteuergesetz als Umrechnungskurs der .Betrag van
0,80 M . für einen Franken zugrunde zu legen, sodatz dann der
zur Versteuerung heranzuziehende Wert der Flasche Wein nur
1,75 + 0,95 = 2,11 M . beträgt , wovon nur 40 Pfg . Steuer ,
also 50 Pfg . weniger zu erheben sind . Die Zoll- und Steuer¬
direktion hat die Grenzämter angewiesen, daß sie zugunsten
der Pflichtigen stets von der Voraussetzung ausgehen sollen,
daß der im kleinen Grenzverkehr eingebrachte Wein in der
Schweiz mit Frankengeld bezahlt worden ist. In diesem Falle
werden also dann 50 Pfg . weniger erhoben.

Wollte man allerdings der Grenzbevölkerung schlechtweg den
Genuß eines billigen Weines ermöglichen, so müßte man die
Eingangsabgaben für die von der Schweiz zur Ausfuhr im klei¬
nen Grenzverkehr zugelaffenen Mengen völlig Nachlassen . In¬
dessen find, wie schon der Herr Abg . Roesch vorhin ausge¬
führt hat , zu einem solchen Nachlaß nach Lage der Reichs¬
gesetzgebung die Einzelstaaten nicht ermächtigt . Auch die Reichs¬
regierung selbst ist für einen solchen Nachlaß nicht zuständig.
Für einen solchen Nachlaß bedürfte es vielmehr eines Aktes
der Reichsgesetzgebung . Es müßte eine entsprechende Ergän¬
zung des Zolltarifes und eine entsprechende Ergänzung des
Reichsweinsteuergesetzes eintreten . Ob ein dahingehender An¬
trag der badischen Regierung Aussicht auf Erfolg hätte , das
will dem Finanzministerium bei dem derzeitigen großen Geld-
bedarf des Reiches und bei der für andere Grenzstaaten sich
ergebenden Folgen sehr zweifelhaft erscheinen.

Wie wenig übrigens die Reichsregierung bereit ist, auf
Wünsche der Grenzbevölkerung einzugehen, haben wir erst
dieser Tage aus einem Schreiben des Reichsministeriums der
Finanzen ersehen. Es hat sich die badische Grenzbevölkerung,
vertreten durch eine Reihe von Abgeordneten, an das Reichs¬
ministerium der Finanzen mit der Bitte gewendet, es möge
der Zoll auf verschiedene Lebensmittel , wie sie im Grenzver¬
kehr eingeführt werden, nachgelassen werden. Das Reichsfi.
nanzministerium hat uns diese Eingabe zur Stellungnahme
mitgeteilt . Wir haben darauf das Reichsfinanzministerium da-
rauf hingewiesen, daß bei der Bevölkerung an der schweizerisch¬
badischen Grenze eine große Erbitterung , Mye große Erregung
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darüber herrscht , daß jetzt, wo die Schweiz wenigstens in ge¬
ringen Mengen wieder gewisse Lebensmittel hereinläßt , und
wo, angesichts des schlechten Standes unserer Valuta , diese
Lebensmittel der Bevölkerung ohnehin teuer genug zu stehen
kommen, ihr diese Dinge noch durch die Abgabe verteuert wer¬
den, und , wir haben dein Reichsfinanzministerium zur Erwä¬
gung anheimgestellt, ob es sich nicht empfehlen würde, jetzt
einmal vorübergehend diese Abgaben im kleinen Grenzver¬
kehr zu suspendieren . Wir haben ferner , gerade was den
Wein anbelangt , dem Reichsfinanzministerium gegenüber aus -
gcführt , daß zwischen Nord- und Süddeutschland ein großer
Unterschied bestehe . Nach norddeutschen Begriffen wäre man
vielfach versucht , den Wein als Luxusgetränk anzusehen. Das
sei bei uns keineswegs 'die herrschende Auffassung ; die Leute
seien bei uns an den Wein gewöhnt, der Wein sei ein Volks¬
getränk, auch auf dem Tische des kleinen Mannes finde man

'vielfach das Glas Wein ; die Leute verstünden es nicht , daß
ihnen der Wein so verteuert werde, daß er für sie nicht mehr
erschwinglich sei . Wir haben weiter ausgeführt , daß der Wein,
der jetzt über die Schweizer Grenze eingeführt werde, keines¬
wegs als Oualitätswein zu betrachten sei . Er sei kein Luxus¬
getränk, er könne seiner ganzen Beschaffenheit nach nicht da¬
zu verwendet werden, daß er auf dem Umwege über die
Grenzbevölkerung etwa den wohlhabenden Klassen im Innern
des Reiches zugeführt werde. Wir haben ausgeführt , dieser
Wein sei sogenannter kleiner Konsum-, Tisch-, Landwein , wie
ec gewöhnlich bei uns in Süddeutschland in Weinwirtschaften
getrunken werde und vor dem Kriege etwa 20—25 Pfg . das
Viertelliter gekostet habe.

Wir haben aber mit diesen Ausführungen bei der Reichsre¬
gierung keinen besonderen Eindruck gemacht. Diese hat uns er¬
widert, daß die Ausführungen unseres Schreibens ihr keinen
Anlaß bieten, einem Abbau oder einer Ermäßigung des Zolles
für Wein, der im kleinen Grenzberkehr aus der Schweiz ein¬
geführt werden soll, aus gesetzlichem Wege näher zu treten ;
eine Sonderbegünstigung dieser Art werde sich überdies schon
wegen der mit Sicherheit zu erwartenden Berufungen ver¬
bieten .

In dem Schreiben an das Reichsfinanzministerium haben
wir auch ausgeführt , ldaß schon jetzt im Zolltarif insofern ein
gewisser Vorgang vorhanden sei, als der Zolltarif den Bun¬
desrat ermächtigt, für gewisse Mengen Fleisch , Mehl, Grieß und
für gewisse Mengen von Backwaren im kleinen Grenzverkehr
Zollfreiheit eintreten zu lassen ; diese Zollfreiheit ist dann durch
den deutsch-schweizerischen Handelsvertrag festgelegt worden.
Darauf hat uns aber das Reichsfinanzministerium erklärt , daß
es bei der dem Bundesrat für den kleinen Grenzverkehr ein¬
geräumten Zollbefreiungsbesugnis sich um Lebensmittel han¬
delt, zu denen seines Erachtens Wein nicht gerechnet werden
könne; die Ausführungen des Herrn Abg. Roesch , daß Wein
namentlich für alte Leute als Stärkungsmittel und damit ge¬
wissermaßen auch als Lebensmittel anzusehen sei, werden of¬
fenbar vom Reichsfinanzministerium nicht anerkannt . Zudem,
sagte das Reichsfinanzministerium weiter , dürfe nicht außer¬
acht gelassen werden, daß es auch bei der schärfsten Grenzbe¬
wachung nicht durchführbar wäre , die freie Einfuhr auf sog.
kleine Konsumweine zu beschränken . Das Reichsfinanzmini -
stcrium befurchtet also offenbar , daß diese Zollfreiheit im klei¬
nen Grenzverkehr dazu benützt werden könnte, höherwertige
Oualitäts - und Luxusweine zollfrei über die Grenze in das
Innere des Landes zu bringen .

Wir haben endlich dem Reichsfinanzministerium noch mit-
geteilt, daß wir die vorhin erwähnte Erleichterung haben ein -
treten lassen , daß die Zollstellen stets von der Annahme aus -
gchen sollten, daß der Wein, der aus der Schweiz im kleinen
Grenzverkehr hereinkomme, mit Frankengeld bezahlt worden
sei, und daß wir dann in der Lage sind , 50 Pfg . Steuer we¬
niger zu erheben. Das Reichsfinanzministerium war aber mit
diesen Ausführungen nicht besonders zufrieden ; es hat unser
Vorgehen gewissermaßen als eine Eigenmächtigkeit bezeichnet ,
die eine einseitige Begünstigung der Grenzbevölkerung auf
Kosten der Reichskaste darstelle, und es hat sogar ' seinem Be¬
bauern darüber Ausdruck gegeben, daß wir ihm nicht vorher
Gelegenheit gegeben haben, seine Stellung zu dieser Absicht
zu äußern .

Das Hohe Haus kann aus meinen Ausführungen ersehen,
daß wir dem Reichsfinanzministerium gegenüber versucht ha¬
ben, zu tun , was in unserer Macht steht , daß aber dieses
Reichsministerium nicht geneigt ist, in dieser Beziehung eine
Ausnahme von den Zollbestimmungen eintreten zu lasten.

In der Besprechung der Interpellation erhalten das
Wort :.

Mg . Spang (Zentr .) :

Zunächst möchte ich die Ausführungen des Herrn Kollegen
Roesch entschieden unterstützen . Die Antwort , die wir soeben
von der Regierung bekommen haben , zeigt uns , daß es in Ber¬
lin nach der Stürzung des alten Regimes eigentlich nicht an¬
ders geworden ist, daß es jedenfalls nicht bester geworden ist
(Heiterkeit) . Es ist höchst sonderbar , von welchen Gesichts ,
punkten aus man in Berlin den Wert des Weines betrachtet.
Wir wissen ja namentlich am Oberrhein , daß dort die Bevöl¬
kerung bezüglich des Weines sehr übel daran ist, daß man aber
doch auch gern einmal ein Viertelchen trinken möchte . Sie alle
wissen , daß dort oben nicht sehr viel Wein wächst. Die Weine
sind aber so hoch im Preise gestiegen, daß ein gewöhnlicher
Bürger sich kein Viertelchen Wein mehr leisten kann.

Was die Stumpen anlangt , so ist es höchst auffallend , daß
auch hier die Regierung jede Möglichkeit unterbindet , diese
Stumpen auf anständige Weise hereinzubringen . Herein kom¬
men sie ja doch — aber auf dem Wege des Schmuggels , und
zwar des Bandenschmuggels — und das Publikum , welches
diese Stunipen raucht, muß den Schmugglern kolossale Preise
zahlen, während andererseits die Regierng die schlechte Valuta
ins Feld führt . Ob da» der richtige Weg ist, möchte ich be¬
zweifeln. Ich glaube aber , man geht der Sache nicht richtig
auf den Grund . Das Übel bei dieser Geschichte ist unsere
Kriegsgesellschaftswirtschastin Berlin (Sehr richtig! ) . Ich habe
schon im vorigen Fahre einen drastischen Fall in dieser Be¬
ziehung vorgetragea . , Da haben die oberbadischen Städte , ein
großes Quantum Obstmost zum Preise von 36 Pf . unter Be¬
rechnung der Valuta einführen wollen — und die Berliner
Z E . G ., die „ Zionistische Erdrosselungsgesellschaft" (Heiterkeit)
hat es verhindert !

Präsident Kopf (unterbrechend) :
Herr Abg . Spang , ich kann es nicht zulassen, daß eine

Reichsstelle als „ Erdroffekungsgesellschaft" bezeichnet wird ; ichmuß diesen Ausdruck rügen .

Abg . S p a tt g (fortfahrend ) :
Sie hat es dann fertig gebracht, dem oberbadischen Städte¬

verband ihren Apfelwein zum Preise von 1,06 M . anzubieten.Das war dann das bessere und das gerechtere Geschäft ! Ich
glaube , wenn wir nicht dazu übergehen, endlich einmal diese
Kriegsgesellschaften auszurotten , dann werden bei uns keine
besseren Zustände einkehren (Sehr richtig! und Beifall ) .

Abg . D . H o l d e r m a n n (D . Dem . P .) :
Ich komme aus dem Gebiete des kleinen Grenzverkehrs und

bin also schon dadurch veranlaßt , zu der Interpellation des
Herrn Kollegen Roesch zu sprechen . Ich habe auch kürzlichin derselben Angelegenheit eine kurze Anfrage an die Regie¬
rung gerichtet und ungefähr dieselbe Antwort erhalten , die
uns heute zuteil geworden ist.

Ich muß es bedauern , daß in dieser Sache keine Whilfe
möglich erscheint . Dar erbittert , verärgert und verstimmt die
Bevölkerung im Gebiet des kleinen Grenzverkehrs . Es ist
psychologisch auch durchaus erklärlich, daß es verstimmt und
verärgert . Bei der besonders schweren Ernährungslage in
diesem Frühjahr hat plötzlich die Schweiz für eine ganze Anzahl
wichtiger Lebensmittel in kleinen Quantitäten , zunächst ? fürWein und Orangen , dann eine Woche später für Kaffee, Tee,Schokolade , für Mehl, Dörrgemüse , Dörrobst und dergleichenihre Grenzen aufgetan .

Für unsere Bevölkerung im kleinen Grenzverkehr war daSeine große Freude . Sie hat mit Freude die Möglichkeit er¬
griffen , nun einigermaßen wenigstens sich in ihren Lebens¬
mitteln besser versorgen zu können. Trotz der ungeheuren
Verteuerung duoch die Valuta griff die Bevölkerung in Masse'darnach; sie ist in Massen nach der Grenze hinüber gewandert ,bei uns nach Riehen und nach Basel, und so wird eS wohlan der ganzen Strecke der Grenze gewesen sein . Um so mehr
hat sich in der Bevölkerung Mißstimmung angehäuft , daß zuden sehr teuren Preisen , die sie bezahlen mutzte infolge des
schlechten Standes unserer Valuta , auch noch der deutsche Zollgekommen ist, der zum Teil ganz erheblich ist, wie sie aus den
Ausführungen des Herrn Kollegen Roesch vorhin entnom-
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wen haben werden, und daß die Umständlichkeit der Zollabgabe
noch hinzulam , wo die Leute oft stundenlang warten magren ,
bis sie abgefertigt werden konnten, weil ein Massenandrang

i
tattfand . Ich erkenne durchaus an, dag der letztere Mitzstand,
oweit irgend möglich, abgeschafst worden ist. Aber der Zoll
st geblieben und er wird als eine unnötige Verteuerung

empfunden in unserer Bevölkerung, als eine vexatorische Maß¬
nahme. Mag man in rechtlicher Hinsicht darüber denken, wie
man will, das ist die Kimmung in unserem Grenzgebiet .

Gewiß hat die Bevölkerung an der Grenze eine gewisse Be¬
vorzugung durch die Möglichkeit mittels des kleinen Grenz -
bertehrs bestimmte Lebensmittel im kleinen Quanten zu er¬
halten . Aber diese Gemeinden an der Schweizer Grenze sind
auch während des ganzen Krieges meist außerordentlich stark
mit Einquartierung belastet gewesen, während große Teile des
Landes vollständig davon verschont geblieben sind , und darum
ist ihnen auch aus diesem Grunde , eine kleine Erleichterung
in der Lebensmittelversorgung wohl zu gönnen . Ich möchte
beifügen : Es kommt das , was durch den kleinen Grenzverkehr
hereinkommt, nicht nur der Grenzbevölkerung zu Gute . Wäh¬
rend des Kriegs, ist , das darf ich wohl sagen, solange es mög¬
lich war, kein Päcklein hinausgegangen ins Feld aus dem
Grenzgebiet , ohne daß auch - ein Päcklein Sck)weizer Stumpen
und Schokolade dabei war . Das ist vielen Tausenden von
Soldaten zu Gute gekommen, nicht Nur solchen , die aus dem
Grenzgebiet stammen, sondern auch vielen anderen . Ich ver¬
rate kein Geheimnis, wenn ich sage , daß auch jetzt das, was
dort hereinkommt, weit über das Grenzgebiet auch manchen
anderen Personen zu Gute kommt. Mancher im Gebiet des
kleinen Grenzverkehrs versagt sich etwas von dem, was er
dort bekommen kann, um es Verwandten , Freund «« oder
irgend wie- eben Näherstehenden im Lande zukommen zu lasten,
wie vorhin bereits ausgeführt worden fft. Es ist auch wei¬
terhin kein Geheimnis , daß auf dem Wege des Schmuggels
und der Schiebung ohne Zoll mehr hereinkommt, als auf lega¬
lem Weg.

Ich möchte nicht Unterlasten , bei diesem Anlaß hervorzu¬
heben, daß die Bevölkerung des Grenzgebiets der Schweiz dank,
bar ist, daß fie trotz eigener großer Knappheit an Lebensmit¬
teln es doch immer noch ermöglicht hat , den kleinen Grenzver »
kehr in Bezug auf Lebensmittel aufrecht zu erhalten , in Bezug
aus Fleisch sogar zweimal monatlich bis vor kurzem. Während
der längsten Zeit des Krieges bis vor wenigen Monaten noch
konnte man zweimal monatlich Fleisch oder Wurst herüber ,
holen, obwohl die Schweiz selbst sehr knapp an Fleisch war und
selbst schon fleischlose Tage Angeführt hatte . Die Bevölkerung
an der Grenze dankt es der Schweiz , daß sie es ermöglicht hat,
obwohl ste selbst knapp war an diesen Lebensmitteln .

Gewiß, da- Reich würde einen kleinen Verlust an Einnah¬
men erleiden , wenn dieser Zoll aufgehoben würde , aber es
wäre diese Maßnahme nur eine vorübergehende, keine
dauernde . Gewiß, das Reich braucht Geld, darüber ist ja gar
kein Zweifel . Aber es braucht doch auch die Verhütung von
Mißstimmung , von unnötiger und überflüstiger Verärgerung .
Es ist ohne dies genug davon vorhanden . Es liegt auch im
Jntereste des Reiches Mißstimmung zu verhüten . Darum
muß ich mein Bedauern aussprechen , daß auch weiterhin
keine Abhilfe möglich zu sein scheint , und ich möchte der Erwar¬
tung Ausdruck geben, daß unsere Regierung doch noch einmal
mit aller Energie versucht , ob nicht irgend wie Abhilfe geschaf¬
fen werden könnte . Unsere Bevölkerung an der Grenze würde
nicht verstehen, daß dieser Zustand , besten Beseitigung nur
vorübergehend gedacht ist , trotzdem erhalten bleiben sollte .

Mg . Partmann (Zentr .) :

Ich habe über die Einfuhr von Wein nichts zu sagen . Ich
möchte mich nur mit einigen Worten mit dem befassen , was
der Kollege Roesch betreffs der Einfuhr von Schweizer¬
stumpen gesagt hat und über die Zigarren und ihren Preis im
besonderen.

Ich bin der Meinung , daß wohl eine Erleichterung für ver¬
schiedene Dinge hinsichtlich des Zolls gestattet werden sollte .
Wogegen ich mich aber wenden muß, ist das , daß eine Erleich¬
terung auch für die Einfuhr von Tabakfabrikaten stattfinden
soll. Hiergegen müssen sich nicht nur die Tabakarbeiter , son¬
dern muß sich die gesamte Tabakindustrie auf das aller¬
energischste zur Wehr setzen aus dem einfachen Grunde , weil
wir zur Zeit in Deutschland Mangel an Rohtabaken haben
und es notwendig wäre , daß das Reich eine Erleichterung ge.
währt für die Einfuhr von Rohtabak, damit die Tabakarbeiter
beschäftigt werden können. Das ist eher notwendig, als die

Einfuhr von Fertigfabrikaten Wir sehen, daß jede Woche
einige Filialbetriebe von Zigarrenfabriken geschloffen werden
müssen , und dass das Heer der Arbeitslosen sich fortwährend
vergrößert . Wenn man nun von seiten des Reiches die Ein¬
fuhr von Rohtabak gesperrt hat , kann Man nicht auf der ande¬
ren Seite verlangen , daß eine Einfuhr von Fertigfabrikaten ,
von Tabakerzeugnissen gestattet wird.

Was die Preise von Zigarren anbelangt , so möchte ich be¬
tonen , daß man hier die reelle Industrie und die reellen Fabri .
kanten unter keinen Umständen damit belasten darf . Es gibt
noch eine ganze Masse von Zigarrensabrikanten reellster Art,
die noch Zigarren zum Preis von 300 bis 300 M . das Tausend
liefern , die ganz gut zum Preis von 88 bis 45 Pf . abgeseht
lrerden könnten. Wenn heute dafür 80 Pf . und eine Mark
und noch mehr verlangt wird , so liegt das an dem unerhörten
Ketten- und Schleichhandel, der mit den Fabrikaten getrieben
wird. Das ist die Ursache , warum wir die jetzigen Preise für
Rauchwaren zahlen müssen . Ich will nur ein Beispiel an¬
führen , das mir kürzlich ein Fabrikant mitgeteilt hat . Er bat
sein eigenes Fabrikat , das er für 320 M . verkauft hat , in
einem Geschäft wiedergekauft, zu 1.20 M . das Stück, das ist
also ein Aufschlag von 880 M . für das Mille ab Fabrik bis
zum Raucher. Das sind die Aufschläge , die heute vom Zwi¬
schenhandel genommen werden. Da sollte man einmal da¬
zwischen fahren und für gerechtere Preise sorgen, anstatt die
Fabrikation dafür beschuldigen .

Was die Qualität anlangt , so möchte ich Herrn Roesch
sagen, daß sie nicht mehr gut sein kann . Wir haben heute nur
noch deutsche Tabake zu verarbeiten , höchstens daß man noch
etwas ausländisches Deckblatt hat . Da kann die Qualität nicht
mehr so gut sein wie früher . Wenn wir wieder gute Quali¬
täten haben wollen und gerechte Preise für Tabakfabrikate ge¬
schaffen werden sollen, so kann das nur geschehen , wenn die
Grenzen geöffnet werden für die Einfuhr von Rohtabak. Dann
wird die Qualität bester und die Preise werden entsprechend
herunter gehen. Ich möchte die Regierung Litten, bei der
Reichsregierung entsprechend vorzugehen, daß in diesem Sinne
gehandelt wird.

Mg . GroßhanS (Soz .)k
ES ist ganz selbstverständlich, daß insbesondere auch die Ab-

geordneten , die an der Grenze ihren Wohnsitz haben, zu dieser
Frage Stellung nehmen. Es ist leider so , wie es der Herr Abg .
D . Holdermann hier dargelegt hat . Die Bevölkerung in
den Grenzgebieten ist über den Zustand, wie er heute besteht,
über die Abgabe der Zolle selbst auf die notwendigsten Lebens¬
mittel , ich will nicht gerade sagen erbost, aber doch ein wenig
verfttmmt . Es ist auch richtig, daß die Lebensmittel und Ge¬
nußmittel , die von der Schweiz zu uns durch Jnlandbewohner
eingeführt werden, nicht ausschließlich den Konsumenten an
der Grenze zugute kommen . Es ist ja auch während des
Krieges tatsächlich so gewesen, daß Schokolade , Hart¬
wurst und andere Dinge , die eingeführt werden durften , wicht
nur in die Hände der an der Grenze wohnenden Konsumenten
gekommen sind , sondern daß insbesondere von diesen einge¬
führten Waren , ich darf wohl sagen, der größte Prozentsatz
ganz besonders unseren Soldaten draußen zugute gekommen
ist.

Aber die Bevölkerung an der Grenze ist der Ansicht , daß die
Erhebung von Zöllen in der gegenwärtigen Zeit ei¬
gentlich mehr einer Schikane gleichkommt und will uns glau¬
ben machen , daß die Erhebung von Zöllen selbst auf die not¬
wendigsten Nahrungsmitteln daraus resultiere , daß eben trotz
Revolution und trotz Demokratisierung unseres Staatswesens
alles beim Alten geblieben sei und daß die Regierungen , zu¬
nächst natürlich die badische — obgleich sie unschuldig daran
ist —, aber vor allen Dingen die Reichsregierung nicht wil¬
lens fei, auch in der großen Notlage ,tn der sich unser Volk
befindet, wenigstens in dieser Beziehung etwas entgegenzukom¬
men . Sie führt es also auf einen hestimmten Bürokratismus ,
auf eine Engherzigkeit, in der Stellungnahme der Regierung
zurück , die nicht in den tatsächlichen Verhältnissen wurzelt , wie
sie nun einmal an der Grenze bestehen.

Wir haben bis vor kurzer Zeit an der Grenze die Genugtu¬
ung gehabt und das Entgegenkommen genießen dürfen , daß die
Schweiz uns erlaubte , alle 14 Tage ein Pfund Fleisch oder
ein Pfund frische Wurst einzuführen . Und es ist tatsächlich
der Fall gewesen — und es ist auch beute noch so —, daß die
Familien unterschiedslos, die Familien aller Schichten der Be¬
völkerung, die Familien der wohlhabenden Kreise, des Mittel »



1385 38 . öffentliche Sitzung. 188«

standes und insbesondere gerade der ärmeren Bebölkerungsteile,
welche die Arbeiterfamilien u . Familien der kleinen Angestelltenund Beamten umfassen, mit einer gewissen Sehnsucht jeweils
darauf warten , daß wieder die 14 Tage um sind und sie mit
ihrer Grenzkarte hinüberwandern können, um wenigstens die
geringen Quanten einzuführen , die die Schweiz freigegeben
hat . Wir dürfen z. B. — um nur einiges herauszugreifen —
ein halbes Pfund Kaffee einführen . Ich gebe gern zu, daß
Kaffee, kein Nahrungsmittel ist. Aber wir wissen doch, daß
er eine ganz bedeutende Rolle bei unserem Volke spielt. Wir
dürfen außerdem alle 14 Tage ein halbes Pfund Schokolade
einführen und so noch verschiedene kleine Dinge , entweder das
eine oder das andere.

Es ist also nicht so zu verstehen, als ob die Grenzbevölkerung
dadurch , daß sie durch die Erlaubnis , sich kleine Quantitäten
dieser Nahrungs - und Genußmittel einführen zu dürfen , we¬
sentlich besser gestellt wäre als der Bevölkerungsteil , der nicht
in der Grenzzone von 15 Kilometer liegt, also nicht imstande
ist, sich diesen Vorteil der Einfuhr zu verschaffen.

Es ist also nicht viel, um was es sich handelt , abgr immerhin
ist die Bevölkerung darauf angewiesen u. ich meine, die Regie¬
rung müßte doch dazu übergehen, schon in Rücksicht aus unsere
allgemeinen Ernährungsschwierigkeiten , eine Erleichterung der
Einfuhr zu gewähren. Sind die Familien , besonders die är¬
meren Schichten , froh, wenn es ihnen gelingt , alle 14 Tage
ein kleines Quantum einzuführen , dann kommt der Zoll, dann
kommt die Zollverwaltung , und die Zollorgane erheben einen
ganz respektablen Betrag für die Einfuhr . Das erbittert . Und
ich meine doch , daß die Regierung allen Ernstes dazu über¬
gehen sollte , mit allem Nachdruck bei unserer Reichsregierung
in Berlin diese . Zustände darzulegen , um möglichst eine Er¬
leichterung bei der Einfuhr dieser kleinen Quantitäten von
Lebens- und Genußmitteln zu erreichen.

Dann aber erweckt es den Eindruck an der Grenze — und
ich möchte sagen : das ist betrübend —, daß die Zollorgane gar
nicht klar sind über die Auslegung der Zollgesetzgebung selbst.
Die Erhebüng der Zölle wird nämlich grundverschieden ge-
handhabt . Wer der Auffassung wäre , daß man in Konstanz für
ein Paket Stumpen genau so viel Einfuhrzoll bezahlen müsse
wie in Rielasingen oder an irgend einer anderen Durchgangs¬
stelle, der müßte seine Ansicht korrigieren . Der Zoll wird näm¬
lich recht unterschiedlich erhoben. Vor mir liegt — um nur
ein Beispiel anzuführen — ein Zeitungsausschnitt , in dem
festgestellt wird, daß an nur zwei Durchgangsstellen , Kon¬
stanz und Gottmadingen , grundverschiedene Einfuhrzölle er¬
hoben werden. Ich mache daraus der Regierung selbstver¬
ständlich keinen Vorwurf ; ich glaube , daß es darauf zurück¬
zuführen ist, daß da u . dort ein Zollbeamter ist, der die Tarife
nicht so durchstudiert hat , wie es eben notwendig gewesen wäre,
und vielleicht » ist es auch möglich , daß man im Sturm und
Drang tatsächlich einmal etwas , übersieht, daß da einem Beam¬
ten solche Jrrtümer unterlaufen . Aber besser wäre es doch , wenn
einheitliche Zollsätze erhoben würden , weil doch in letzter Linie
wieder die Bevölkerung dadurch erregt wird . Es heißt doch
in Rielasingen : „ In Konstanz können sie ein Paket Stumpen
für 48 Pfennige einführen , da sind sie besser dran als wir 'in
Rielasingen , wir -müssen 70 oder 80 Pfennige , für unser Pa¬
ket Stumpen als Einfuhrzoll bezahlen.

" — Also auch in dieser
Beziehung wäre es notwendig, einmal nach dem Rechten zu
fehen und zu versuchen , eine Einheitlichkeit herbeizuführen .

Die Grenzbevölkerung wäre auch schon dankbar, wenn die
Zölle auch nur vorübergehend aufgehoben werden könnten.
Ich bin überzeugt , die Regierung würde sich den Dank der
weitesten Kreise, und ganz besonders de.r minderbemittelten
Kreise — die ihr , ich zweifle nicht daran , in erster Linie am
Herzen liegen — erwerben , und zweifellos würde auch die
deutsche Regierung sich zu einem solchen Opfer bereit erklären .

Aber ich meine, auch aus politischen Gründen wäre es not¬
wendig, daß die Regierung gerade jetzt bezüglich der Zölle im
kleinen Grenzverkehr einen anderen Standpunkt einnimmt .
Die Unzufriedenheit, die an der Grenze besteht , bleibt drüben
über der Grenze nicht unbekannt , und es ist ganz zweifellos, '
daß diese Mißstimmung , die lediglich durch die Erhebung der
Zölle im kleinen Grenzverkehr hervorgerufen worden ist, da
und dort jenseits der Grenze ganz anders beurteilt wird, als
sie ihrer Entstehungsursache nach eigentlich beurteilt werden
sollte . '

Man stößt jenseits unserer Grenzpfähle immer auf die
Ansicht, als ob diese allgemeine Unzufriedenheit , wie wir sie
an der Grenze aufgrund dieses kleinen, eigentlich gering¬

fügigen Anlasses zu verzeichnen haben, als ob diese allgemein«
Unzufriedenheit eigentlich die Signatur unseres Volke- wäre,
daß sie eigentlich in unserem Volke allgemein , also in ganz
Deutschland, vorhanden wäre . Ich sage, das ist ein Trug¬
schluß, aber man hat auch während des Krieges eS verstanden,
solche Trugschlüsse zu verhindern oder man hat sie zu verhin¬
dern versucht . Man hat auch dort die Grenze abgesperrt , um
ins Ausland keine Mitteilungen über die Stimmung im Jn -
lande gelangen zu lassen.

Dann haben wir vom rein wirtschaftlichen Standpunkt aus
ein Interesse daran , daß das Ausland nicht etwa den Eindruck
gewinnt , als ob bei uns im Innern Mißstimmung , Unruhe ,
Beunruhigung im allgemeinen vorhanden wäre . Ich meine,
unser Kredit steigt, und auch das Zutrauen zu unS, zum
deutschen Volke, zu seinen Einrichtungen , ich meine, der Han¬
del findet eher wieder die Fäden , die notwendig sind , wenn wir
zu dem gelangen wollen, was wir doch alle wünschen, zu dem
Ausstieg in wirtschaftlicher Beziehung . Auch von diesem kurz
skizzierten Standpunkte aus wäre es notwendig, daß die Re¬
gierung in Berlin von ihrem Standpunkte abgeht.

Dann möchte ich zum Schluß noch ein kurzes Wort zu den
Darlegungen des Herrn Kollegen Hartmann äußern . Ich
habe gerade Gelegenheit gehabt, dieser Tage über dieses
Thema mich mit einem badischen Zigarrenfabrikanten zu un¬
terhalten und er hat dieselbe Klage angeführt , daß durch die
Einfuhr von Tabak und Stumpen die badische Zigarrenin¬
dustrie, die Tabakindustrie in erster Linie , dann aber auch die
Arbeiter selbst geschädigt werden könnten. Nun muß ich schon-
sagen, ich würde mich picht hierherstellen, wenn ich nicht die
Gewißheit hätte, daß durch die Einfuhr von Rauchartikeln , von
Tabak und Stumpen , wirklich eine Schädigung der badischen
Arbeiterschaft zu verzeichnen wäre . Aber ich kann das zunächst
ohne wertere Begründung nicht annehmen . Denn ich glaube,wir haben doch vor allem ein großes Bedürfnis an Rauch¬
waren . Es ist ein ungeheurer Mangel vorhanden , der also
zunächst durch die Einfuhr gedeckt werden könnte (Abg. H a r t-
mann : Rohtabak einführenI ). Ganz recht, ich komme darauf
noch. Ich glaube auch nicht daran , daß durch die Einfuhr die
Jnlandsproduktion wesentlich geschädigt werden könnte, weil
mir versichert worden ist, daß wir eigentlich das , was zur He,
bung der Zigarrenindustrie oder der Rauchwarenindustrie not¬
wendig wäre , Rohstoffe, nicht in dem Maßstabe zur Verfü¬
gung haben, wie wir es habest; sollten, und daß also eine Ge¬
fahr , daß die Zigarren oder Rauchwaren , die - im , Inlands
hergestellt werden, nicht abgesetzt werden könnten, nicht besteht.

Nun wurde mir aber folgende- versichert. Es seien große Gä¬
rungslager vorhanden, in denen hervorragend große Mengen
von Rohtabaken, sagen wir Rohstoffen aufgehäuft wären , die
aber jetzt noch zurückgehalten würden , weil die Deckblätter, —
Sumatra und wie sie alle heißen— noch nicht greifbar wären .
Ich betone, es ist nicht meine Ansicht , sondern das, was mir
der Fabrikant gesagt hat . Er ist nun der Ansicht, daß jeder
Fabrikant nun noch ein gewisses Quantum von Deckblättern
habe. Er habe da noch einen Rest und dort schließlich noch
etwas greifbar finden und kaufen können. Die Regierung
oder die maßgebenden Instanzen möchten jetzt dazu übergehen,
von diesem Tabak, der in den Gärungslagern aufgehoben sei,an die Produzenten abzugeben, wodurch dann die Zigarren¬
industrie wieder Beschäftigung hätte . Er hat mir versichert,
daß er für seine Arbeiter , — es handelt sich um ungefähr 80
Arbeiter — nur noch wenjge Wochen Rohmaterial hätte . Und
ich bin der Ansicht, wenn es Tatsache ist, wenn der Mann mich
in dieser Hinsicht recht informiert hat, daß die Frage bald ak¬
tuell würde, ob eine Möglichkeit besteht, diesen in den Gä¬
rungslagern aufgespeicherten Rohtabak baldmöglichst der Pro¬
duktion zuzuführen , um eine Arbeitslosigkeit in der Tabakin¬
dustrie hinanzuhalten . Mehr --. kann ich dazu nicht sagen, ein»
mal , weil ich nicht Fachmann bin , und zum zweiten, weil ich
nur von einer Seite st>on der Seite des Fabrikanten , infor¬
miert bin.

Aber am Schlüsse möchte ich doch dem Gedanken noch Rqum
verleihen, der mich beschlichen hat . Ich glaube , es gibt doch emg
Anzahl Fabrikanten , die jetzt das Wohl ihrer Arbeiter vorschie¬
ben, um auf Grund dieses angeblichen Interesses für ihve Ar.
beiterschaft — wenn es auch ' hart klingt, ich gickubd; eßwird
nicht ganz unrichtig sein — mehr und mehx Geschäfte machen
zu können, wieder ins Volle greifen zu können ; vielleicht hat
sie der jetzige Zustand nicht befriedigt sZuruse rechts) . Richtig
ist allerdings , daß die Spannung zwischen dem Ankauf des Ta¬
baks und dem Verkauf der fertigen Ware eine solch' ungeheuere
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ist (Abg . Mager : Das ist des Pudels Kern !), daß eS zweifel¬
los eine Notwendigkeit wäre , daß baldmöglichst untersucht
würde, inwieweit diese außerordentlich große Spannung ge¬
rechtfertigt ist. DaS müßte auch eine Aufgabe derjenigen
Kreise sein, die ein Interesse daran haben, daß die Bevölkerung,
sagen wir die rauchende Bevölkerung, von den Tabakin¬
dustriellen nicht in diesem Maße ausgebeutet wird . (Zuruf bei
den Demokraten : Industrielle sind es nicht ! ) — Und wenn es
die Industriellen nicht sind, dann sind es die Zwischenhändler,
oder, wie der Herr Kollege Hartmann richtig gesagt hat,
die Schieber von Tabakfabrikaten — gut , dann müßte die Re¬
gierung dazu übergehen, den die Tabakfabrikate verteuernden
Elementen das Handwerk zu legen (Sehr richtig! beim Zen¬
trum ) . Man kann ohne Schaden für die Tabakarbeiterschaft
dazu übergehen, ein Quantum der Stumpen zollfrei nach dem
Inland aus der Schweiz einführen zu lassen , und ich bitte die
Regierung , ihr Augenmerk darauf zu richten, daß in der jetzi¬
gen schweren Zeit , in der wir uns bezüglich unserer Volks -
ernährung befinden, auf Lebens - und Genußmittel Zölle nicht
mehr erhoben werden (Beifall ) .

Abg . Hartmann (Zentr .) :

Ich möchte nur eine Richtigstellung machen betreffs der Roh¬
tabake, die in den Gärungslagern sind . Gewiß befinden sich
noch Rohtabake in den Gärungslagern , das ist deutscher Tabak,
und der wurde niemals früher als Ende Juli verteilt , weil er
dann erst die Vergärung durchgemachthat , die nötig ist . Die erste
Vergärung hat er durch , die zweite aber noch nicht, und wenn
er zur Zigarrenfabrikation geeignet sein soll, wenn eine gute
Zigarre daraus gemacht werden soll , dann mutz die Vergärung
voll durchgeführt sein. Und wenn die Verteilungsstelle den
Tabak eher verteilt hätte , dann wäre unsere Gesamtindustrie
eher zu Ende gewesen mit dem Rohtabak. Der deutsche Tabak
stellte früher nur ein Drittel der gesamten Verarbeitungsmenge
dar» und wenn wir nur deutschen Tabak verarbeiten , find wir
damit in einem Drittel Jahr fertig und haben zwei Drittel
Jahr nichts mehr zu arbeiten . Das ist gehupft wie gesprungen,
ob wir den Tabak jetzt verteilen oder erst 1—2 Monate später .

Die Besprechung wird geschloffen .

Das Schlußwort erhält :
" Mg . Rvesch (Soz .) :

- Ich will nur noch wenige Bemerkungen machen , da ich den
Eindruck habe, daß in Berlin , zur Zeit wenigstens, auf diesem
Gebiet bedauerlicherweise nichts zu erhoffen ist.

Der Herr Kollege Hartmann hat die Frage der Ein¬
fuhr der Schweizer Stumpen in Verbindung gerächt mit dem
Kapitel der Arbeiterfrage . Ich gebe zu , daß die Sache etwa»
für sich hat ; allein in der Jetztzeit ist es einem Oberländer
Arbeiter wie auch einem Oberländer Bauern nicht möglich ,
eine deutsche Kopfzigarre zu kaufen . Lieber rauchen sie gar -
nichts . Aus der Feststellung dieser Tatsache werden Sie wohl
ersehen, Herr Kollege H a r t m a n n , daß die badischen Ta¬
bakarbeiter absolut nicht geschädigt würden , wenn w,r größere
Mengen Schweizer Stumpen in unser Gebiet hereinbrachten .
Ich meine also, das sollte kein Anlaß für die Regierung sein ,
in dem alten Thema bezüglich der Verzollung der Schweizer
Stumpen weiter zu fahren .

Nun will ich Ihnen nur noch ein kleines Beispiel anfüh -
, ren, wie es mitunter an der Grenze unter dem Gesichtswinkel
der bestehenden Bestimmungen zugeht . Ich war dieser Tage
in Würzburg , und da sagte meine Schwägerin zu mrr : „Diese
wunderschönen Orangen , wenn sie nur nicht so teuer waren !
Ich fragte : „Was kostet hier eine Orange ? " Antwort : „Das
Stück 2 M .

"
. Wir an der Grenze wißen , daß wir starke

Quantitäten Orangen über die Grenze hätten bringen kön¬
nen , wenn nicht unsere deutschen Zollbestimmungen dem hin¬
dernd im Wege waren . Ein Lörracher Geschäftsmann teilte
mir mit , daß er sich dazu habe bereit finden lasten, diejenigen
Orangen , die über die Grenze herüberkommen, aufzukaufen ,
und sie dann weiter in das Land Hereingleiten zu lassen. Be¬
kanntlich können ärmere Familien die Orangen in Basel nicht
kaufen unb sie kaufen sie auch nicht . Der Geschäftsmann hat
nun dielen ärmeren Familien erklärt , er sei bereit , jedes mal
die 10 Kilogramm Orangen pro Woche von chnen abzuneh¬
men, wenn sie sie bringen , um diese Orangen auf den allge¬
meinen Markt zu bringen . WaS tut nun die deutsche Zoll¬
behörde? Sie läßt Zollbeamte auftgqMieren ; diese erklär¬

ten alle Orangen für beschlagnahmt, wie sie von dem Ge-
schäftsmann von den ärmeren Leuten aufgekauft wurden und
nahmen den Angestellten dieses Geschäftsinhabers fest , der
dann auf Veranlassung des Hauptsteueramts durch unt Kara¬
binern bewaffnete Grenzwächter dahin abgeführt wurde, und
das Verfahren nahm seinen Gang . Das sind in der jetzigen
Zeit Vorkommnisse und Maßnahmen , wie sie aus dem Hand¬
gelenk heraus eigentlich ganz von selbst nicht Vorkommen
sollten. Außergewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche
Maßnahmen . Diesen Grundsatz hat hier der Herr Staats¬
minister von Bodman schon währeivd des Krieges einmal oe -
tont, und man sollte füglicherweise von unseren höheren Zoll-
inftanzen erwarten , daß sie manchmal das Gesetz in bestimmten
Zeiten und in bestimmten Stunden nicht kennen. Es wird
hier eine ungeheure Verbitterung unter die Bevölkerungsmas¬
sen getragen . Die Orange ist ja gewiß kein Nahrungsmittel ,
das soll ja zugegeben sein. Aber welcher Mensch genießt im
Sommer nicht auch einmal gerne eine Orange ? Jedem Kind
kann man dainit eine Freude machen . Wenn wir die Orangen
in Massen hätten aufkaufen können, so würde ganz sicher in
Würzburg eine Orange heute nicht 2 M . kosten !

Nun schreiben mir Arbeiter an der Grenze bei Lörrach —
er handelt sich um die Fabrik Lchusterinfel — sie hätten auch
mit Berlin , mit der deutschen Regierung , traurige Erfahrun¬
gen machen müssen. Nachdem die Schweiz verschie¬
dene Lebensmittel fieigegeben hat, hat die dortige
Fabrikleitung sich nach Bern gewandt und hat erklärt ,
die Fabrik als solche sei bereit , für ihre Arbeiter
zu sorgen, und sie würde die Lebensmittel kaufen. Sie bekam
von Bern eine zustimmende Antwort , daß größere Mengen
der Fabrik zur Verfügung gestellt würden . Allein in Berlin
habe es geheißen: Das gibt es nicht, auf .Grund der deut¬
schen Zollbestimmungen und infolge der deutschen Valuta
kann eine Einfuhr für diese Fabrik nicht gestattet werden.

Ein anderer Fall : Ein Grenzbewohner — dieser Mann
war 434 Jahre im Krieg — kommt zu mir und sagt, er habe
in Basel 800 Ziegel für 200 FrS . kaufen können, nachdem er
im ganzen Bezirk diese 800 Ziegel für sein Haüs , das not¬
wendig umzudecken war , nicht erhalten konnte. Er kaufte die
Ziegel in Basel . Der Reichskommissar für die Einfuhrbe¬
willigung nimmt sie ihm wieder weg — einem Mann , der;
hart an der Grenze wohnt und 4 34 Jahre im Krieg war !

Sie sehen also, wie es in der jetzigen Zeit zugeht, daß man
manchmal in den Büros unserer Behörden für die jetzige Zeit
absolut kein Verständnis hat ; das muß laut und deutlich
festgestellt werden ! Im Anschluß an diese Tatsachen haben
wir uns entschloffen , einen Antrag einzubringen , und ich darf
das Haus wohl ersuchen, demselben zuzustimmen , nicht allein
im Interesse der Grenzbevölkerung , sondern im Interesse des
ganzen badischen Volkes, wie wir ruhig sagen dürfen . Wir
wollen und müffen verlangen , daß uns bezüglich derjenigen
Artikel, die wir aus der Schweiz, unserem nächsten Grenz -
land , erhalten können, seitens der Regierung nicht mehr
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, als absolut not¬
wendig erscheint . Dieser Antrag lautet :

„Im Anschluß an die heutige Aussprache über die Inter¬
pellation R o e s ch in Sachen der ausländischen Lebensmittel
wird die Regierung nochmals aufgcfordert , ungesäumt in
weitere Verhandlungen mit der Reichsregierung einzutreten ,
zwecks sofortiger vorübergehender Aufhebung des Zolls in dem
kleinen Grenzverkehr .

"

Auf Antrag des Abg . Schön wird die Besprechung der
Interpellation nochmals eröffnet , worauf der Präsident
den Eingang des oben verlesenen Antrages der Abgg .
Roesch und Gen . bekannt gibt.

In der Beratung über diesen Antrag ergreift niemand
das Wort .

Mt Zustimmung des Hauses wird alsbald über den An¬
trag abgestimmt und derselbe einstimmig angenom¬
men .

Zur Beantwortung der Kurzen Anfrage der
Abgg . Hahn und Gen . :

,Zst der Regierung bekannt, daß trotz des bestehenden
großen Makels an Zement von Mannheim 2000 . Tonnen
zu Schiff nach Holland ausgeführt werden sollten? Welche
Maßnahmen hat die Regierung hiergegen eroriffen ? "

erhält hierauf das Wort :
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Arbeitsminister Rsickert :

Durch eine Mitteilung aus Mannheim erhielt das Ministe¬
rium am 2. b . Mts . davon Kenntnis , daß eine gröhere Ladung
von Zement nach Holland ausgeführt werden soll. Die sofort
eingeleitete Untersuchung ergab, daß die Portland -Zement-
fabrik Heidelberg und Mannheim auf Grund einer Ausfuhr¬
bewilligung des Reichskommissars für Ein - und Ausfuhrbewil¬
ligungen mit zwei Schiffen 18—>1900 Tonnen Zement nach
Holland ausführen wollte, daß aber für die Ausfuhr ein Frei¬
gabeschein nach der badischen Verordnung vom 7. Januar 1919
über die Baustoffbewirtschaftung und Bautenprüfung nicht
ausgestellt war . Nach dieser Verordnung ist der Zement in
Baden beschlagnahmt worden. Zur Abgabe in Mengen über
5 Tonnen ist eine besondere Freigabe durch das Landeswirt¬
schaftsamt vorgeschrieben . Die genannte Firma hat gegen
diese Bestimmung verstoßen und es war deshalb nur ein Voll¬
zug der genannten Vorschrift, daß das Ministerium die Aus¬
fuhr verhinderte . Diese Maßnahme ist aber auch sachlich durch ,
aus begründet . EZ besteht seit Monaten in Laden wegen der
geringen Kohlenzufuhr ein außerordentlicher Mangel an Ze¬
ment, und die Erstellung von Kleinwohnungsbauten wird da¬
durch erheblich verzögert. Verschiedene Baugenossenschaften
mußten den Bau wegen Mangel an Zement einstellen. Die
Portland Zementwerke Heidelberg verlangen für Lieferung
von Zement Fristen von 3 bis 4 Monaten . Augenblicklich liegen
lie für die Dauer von etwa 8 Tagen wegen Kvhlenmangels
still . Zur Beseitigung der bestehenden großen Wohnungsnot , ist
unbedingt notwendig, daß gerade jetzt während der günstigen
Bauzeit möglichst viel gebaut werden kann, um für den Win¬
ter eine Erleichterung auf dem Wohnungsmarkte zu schaffen .
Es wäre von der Regierung ganz unverantwortlich , wenn sie
im jetzigen Zeitpunkt der größten Knappheit von Baustoffen
eine so erhebliche Ladung von Zement nach dem Auslande ab¬
gehen ließe. Mit dem Zement, der in das Ausland verschoben
werden sollte , können ungefähr 190 kleine Wohnhäuser erstellt
werden (Hört , hörtl ) .

In einem Artikel der »Heidelberger Zeitung " vom 8. d . Mts .
wird nun in scharfer Weise gegen die Regierung Stellung ge¬
nommen und behauptet, die Regierung wisse wohl nicht , daß
die Ausfuhr notwendig sei, um aus dem Auslande Lebensmit.
rel zu beschaffen . Nach dem Artikel könnte man annehmen , die
Firma habe lediglich im öffentlichen, allgemeinen Interesse
gehandelt, wofür ihr am Ende noch der Dank des Vaterlandes
gebühre. Ich möchte aber stark bezweifeln, ob das zutrifft ,
aber ob die Firma nicht den infolge unserer ungünstigen Vck.
luta durch den Verkauf im Auslande ihr erwachsenden Gewinn
von mehreren hunderttausend Mark einstecken wollte (Hört,
hört ! ) . Es ist richtig, daß Ausfuhr notwendig ist, um Lebens¬
mittel und Rohstoffe einzufühven . Aber man darf solche Wa¬
ren nicht in einem Augenblick ausführen , wo man sie im In -
lande selbst so notwendig braucht wie das liebe Brot . Die
Wohnungsnot ist so groß , daß im Interesse der Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Ruhe und Ordnung unbedingt vor Win.
ter noch Abhilfe geschaffen werden muß . Die Bautätigkeit wird
jetzt in der Hauptsache durch den Mangel an Ziegeln und
hauptsächlich an Zement erschwert. Jetzt ist die beste Bauzeit ,
wenn überhaupt noch etwas erreicht werden soll . Es wäre ge¬
radezu Widersinn, jetzt den wichtigen Baustoff nach dem Aus¬
lande ausführen zu lassen . Die badische Verordnung vom 7-
Januar besteht noch. Die Beschlagnahme wird daher nicht auf¬
gehoben , sondern der Zement wird - unserm Baugewerbe zu¬
gewiesen , um Arbeit und Wohnungen zu schaffen (Beifall ) .

Zu Ziffer 8» der Tagesordnung : Mündlicher
Bericht der Kommission für Justiz und Ver¬
waltung und Beratung über das provisorische Gesetz,
die Feuerversicherung der Gebäude während der Kriegszelt
betreffend erhält das Wort : -

Berichterstatter Abg . Strobel (Soz .) :

DaS Gesetz vom 28. Oktober 1918 ist eine Fortsetzung des
am 5. Juni 1917 geschaffenen. Dieses Gesetz war durch die
Kriegserscheinungen notwendig geworden, tn dem die Entschä -
dingungsbeträge bei Brandfällen nur nach dem erlittenen
Schaden entsprechend der Höhe der Versicherungssumme be¬
messen worden siiid . DaS Brandvexsicherungsgesetz berücksich¬
tigt weder den Zeitpunkt des Wiederaufbaues noch die je¬
weiligen Baupreise . Deshalb mutz den Mehraufwand infolge
Steigerung der Bonkosten der brandgeschädigte Gebäudeeigen¬
tümer allein tragen .

Während des Krieges sind sprunghafte Preiserhöhungen für
alle Baumaterialien etngetreten . fo daß durch Wiederaufbau
brandbefchädigter Gebäude den Eigentümern erheblicher Scha-,
den entstand. I

Um diesem Übel zu steuern ist nach 8 23 eine allgemeine
Wertserhöhung oder nach 8 28 eine Nachprüfung der früheren
Einschätzung möglich , um so die Versicherungssumme zu er¬
höhen. Eine Neucinschätzung oder Nachprüfung der früheren
Einschätzungen erforderten umfangreiche Ardeüen , die wäh¬
rend des Krieges infolge Mangels der notwendigen Hilfs¬
kräfte nicht vorgenommen werden konnten.

Fast eine Million Gebäude, darunter 274 000 von Menschen
bewohnten, hätten neu einaeschätzt werden müjseir. Um diese
ungeheure Arbeit zu vermeiden, und doch den Brandgeschä¬
digten den Wiederaufbau zü erleichtern , bewilligte man
Kriegszuschläge. Die Zuschläge werden nach dem Jahre der
Wiederherstellung brandbeschcwigter Gebäude bemessen . Sie
betrugen , falls die Herstellung im Jahre 1915 erfolgte : 8 v . H .,
im Jahre 1916 : 15 v . H .» und im Jahre 1917 : 20 v. H .

Die Abstufung dieser Sätze berücksichtigte das Ansteigen der
Baupreise , in den ersten drei Kriegsjahren , das bis Ende de?
Jahres 1015 : 15 bis 20 v. H -, bis Ende 1016 : 45 bis 58
v . H ., bis anfangs April 1917 : 70 bis 80 v . H . gegen¬
über den Friedenspreisen von 1914 betrug .

Inzwischen sind die Bauprerse aber weiter gestiegen und
zwar bis Ende 1917 auf etwa 160 v . H . und im Oktober
1918 schätzungsweise bis zu 200 v . H. und mehr gegenüber
dem Jahre 1914 .

Daraus ergab sich die Notwendigkeit, die Zuschläge zu er¬
höhen und ihr wurde dadurch entsprochen, daß durch das pro¬
visorische Gesetz vom 28. Oktober 1918 die Zuschläge im Falle
eines Wiederaufbaues im Jahre 1918 von 20 v . H - auf
40 v. H . und im Falle eines späteren Wiederaufbaues auf
60 v. H. der Brandentschädigungssumme festgesetzt wurden.

Artikel 1 deS Gesetzes vom 28 . Oktober 1818 brachte somit
eine Verdoppelung für daS Jahr 1918 und eine Verdrei¬
fachung für daS Jahr 1919 der Zuschläge zu der Bvand-
entfchädigungssumme. Eine weitere Erchöhung der Zuschläge
hielt die frühere Regierung nicht für dringlich, um dadurch
nicht zu Brandstiftungen zu reizen .

Ziffer 2 des Artikels 1 bringt zu Absatz 2 deS 8 3 des Ge¬
setzes vom 5 . Juni 1917 eine wesentlich Ergänzung . 8 3
des Gesetzes vom 5 . Juni 1917 bestimmt, daß die Zuschläge
für die in den Jahren 1914 , 1915 und 1916 eingetretenen
zuschlagsberechtigten Brandfälle dem für daS Geschäftsjahr
1916 ermittelten Umlagebeoarf hinzuzurechnen sind .

Die Zuschläge für die zuschlagsberechtigten Brandfälle der
späteren Jahre sind jeweils dem Umlagebedarf des betreffen¬
den Jahres zuzurechnen.

Die neue Fassung sieht vor, die Zuschläge für die zufchlags-
berechtigten Brandfälle der späteren Jahre jeweils dem Um¬
lagobedarf des betreffenden Jahres hinzuzurechnen , doch darf
dem Umlagebedarf ein höherer Zuschlag als 50 v . H . nur
mit diesem Betrag zugerechnet werden.

Nach der Begründung unä> den Erfahrungen des Berwal -
tungsrates der Gebäudeversicherungsanstalt hält man die
Aufrechnung des vollen Betrages des Zuschlags auf den Um¬
lagebedarf nicht für dringlich, da die Zuschläge nicht voll zur
Auszählung zu kommen pflegen. So falle bei der Entbin¬
dung von der Wiederaufbaup -flicht der Zuschlag weg . Auch
bei einer größeren Zahl von Teilschäden, würde der Zuschlag
nicht ganz in Anspruch genommen, weil die Wiederherstel¬
lungskosten schon ohnehin nach den derzeitigen höheren Prei - -
sen ermittelt würden . Die Zuschläge von 40 v. H . wurden
bei Vermeidung eines Risikos der Anstalt nach dem Gesetz
vom 6. Juni 1917 in vollem Betrage dem Umlagebedarf zu-
gerechnet .

Bei einem Zuschlag von 60 vom Hundert läßt die Neu¬
regelung dagegen im Hinblick auf die Lage der Hausbesitzer
und die erwähnten Momente eine Minderung der Zurechnung
auf 60 vom Hundert eintreten . Falls wider Erwarten ein
Ausfall für die Anstalt entstehen sollte , der durch die Erspar¬
nisse bei den geringen Zuschlägen nicht ausgewogen wird, so
würden die Mittel dem Betriebs - und Ausgleichsfonds ent¬
nommen.

Art . 2 des Gesetzes bestimmt, daß, soweit die Zuschläge
für die Brandfälle der Jahre 1914 bis 1917 durch gegenwär¬
tiges Gesetz gegenüber den Bestimmungen des Gesetzes vom
5. Juni 1917 erhöht worden sind , die Mittel zu ihrer Auf.

V
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bringung dem Betriebs - und AuSgleichSfonLS der Gebäude-
versicherungsanistalt entnommen werden.

Nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 5. Juni 1917
ist zurzeit nur eine Deckung für einen Zuschlag von 20 vom
Hundert vorhanden . Für dre Bereitstellung des Mehrbedarfs
mutz erst gesorgt werden . Nach der Begründung ist durch¬
schnittlich für 30 vom Hundert Deckung aus den in Betracht
kommenden Entschädigungen, welche schätzungsweise 5 Millio¬
nen betragen, somit 1500000 M . erforderlich. Nach der
Auffassung deS Verwaltungsrates der Gebäudeversicherungs-
anstalt kann dieser Betrag dem Betriebs - und Ausgleichsfonds
entnommen werden, der Ende 1918 ohne die im Laufe des
Jahres 1918 angesammelten und noch nicht verausgabten
Deckungsmittel für Kriegszuschläge der Jahre 1914 bis 1917,
ohne den Betrag von 114L 410 M ., rund insgesamt 6K
Millionen Mark betrug . Um eine erhebliche Verringerung des
Fonds zu vermeiden, dürfte es nach der Begründung nicht
zu umgehen sein , im Jahre 1919 für die Zwecke des Betrieibs-
und Ausgleichsfonds die nach § 61 Abs . 1 und 2 des Ge-
bäudebevficherungsgesetzes zulässigen 2 Pfg . Zuschlag zu er¬
heben.

Art . 3 bringt eine Änderung des seitherigen § 23, nach
welchem Eigentümer beitrittsfähiger Gebäude berechtigt sind ,
ihre, während des Kalenderjahres errichteten neuen Gebäude
oder vorgenommenen Wertsevhöhungen an Gebäuden, sofern
sie den Betrag von mindestens 200 M . erreichen, bei ersteren
schon , wenn sie unter Dach stehen , nach dem derMaligen Wert
und bei letzteren gleich nach geschehener Herstellung die Fest¬
setzung der Versicherungssumme und Aufnahme in das Feuer¬
versicherungsbuch mit augenblicklicher Wirkung zu verlangen .
Die Wirksamkeit der Versicherung beginnt mit dem ersten
Tage nach geschehener Anmeldung beim Gemeinderat mit der
Mahgabe , daß die Versicherungsbeiträge auS der durch die
Einschätzung festgestellten Versicherungssumme für das ganze
laufende Jahr zu bezahlen sind , falls die Anmeldung in der
ersten Hälfte des Jahres geschieht , andernfalls nur für das
zweite Halbjahr .

Der neue 8 23a sieht hingegen vor, datz als Wertserhöhung
bei Neueinschätzung bestehender, schon zur Versicherung auf¬
genommener Gebäude auch die Erhöhung der Äaupreise gilt ,
sofern diese Erhöhung bei dem einzuschätzenden Gebäude den
Betrag von mindestens 1000 M . erreicht. Dem Verwaltungs¬
rat der Gebäudeversicherungsanstalt und dem Gebmideeigen-
tümer bleibt während zweier Jahre eine Nachprüfung der
hiernach erhöhten Versicherungssumme zu beantragen Vorbe¬
halten .

Die Wirksamkeit der Versicherung beginnt mit dem ersten
Tage nach erfolgter Antragstellung beim Gemeinderat mit der
Mahgabe, datz die Versicherungsbeiträge aus der erhöhten
Versicherungssumme für das ganze Jahr zu bezahlen sind ,
während seither die Beitragsleistung auf zwei Jahreshälften
verteilt werden konnte. Die Einbeziehung der Erhöhung
der Baupreise für die Wertserhöhung bringt gleichfalls eine
Verbesserung für die Brandbeschädigten, indem sich damit die
Brandentschädigungssumme wesentlich erhöht.

Ziff . 2 des Art . 2 bringt lediglich redaktionelle Ergänzun¬
gen der einschlägigen Paragraphen , welche durch die Einfüh¬
rung des 8 23a notwendig geworden sind .

Ziffer 3 des Art . 3 bestimmt , datz die Kosten der Abschätzung
und der Nachprüfung nach tz 28 a von den Eigentümern ganz
zu tragen sind . Hat jedoch der Verwaltunasrat die Nachprü¬
fung der Versicherungssumme beantragt , so fallen der Ge¬
bäudeversicherungsanstalt die Kosten zur Last. Seither be¬
stimmte 8 28 ä, datz die Kosten nach 8 23 der im Laufe des Jah¬
res bewirkten Abschätzung zur Hälfte die Eigentümer tragen
müssen . In Hinkunft sind die Kosten geteilt . Beantragt die Ge¬
bäudeversicherungsanstalt die Nachprüfung , so übernimmt sie
die entstehenden Kosten ; wird die Nachprüfung durch den Ge¬
bäudeeigentümer verlangt , so hat dieser die entstehenden Kosten
zu bezahlen.

In dem 8 28 soll unter dem Buchstaben e folgende Bestim¬
mung eingeschaltet werden :

.Für die Vormerkung einer Versicherung nach 8 23 a
in das Feuerversicherungsbuch der Gemeinde ist von dem
Antragsteller eine Geschäftsgebühr von 50 Pfennig für
jedes einzelne Gebäude zu entrichten.

"

Seither bestimmte Buchstabe 6 des § 28, dass die Führung
deS Feuerversicherungsbuches der Gemeinden kostenfrei von
diesen zu besorgen ist , ebenso die Auszüge aus denselben zur
Abfassung amtlicher Übersichten jeder Art . Gegen eine Ge¬

schäftsgebühr dürste sich nichts einwenden lassen , wenn dieselbe
den Gemeindebeamten für die geleistete Arbeit zukommt.

Ziff . 4 deS Art . 3 bringt einen neuen 8 28 a, wonach dem
Ministerium die Berechtigung erteilt wird, für die nach § 23 a
zulässigen Einschätzungen hinsichtlich der Versicherungssumme
und der Aufnahme zur Versicherung von den Bestimmungen
des zweiten und dritten Abschnittes abweichende Vorschriften
zu erlassen und ein vereinfachtes Verfahren vorzuschreiben.

Ihre Kommission hat das provisorische Gesetz einer eingehen-
den Prüfung unterzogen . Allgemein wurde zum Ausdruck ge¬
bracht, dass die vorgesehenen Zuschläge gegenüber den heutigen
gesteigerten Baukosten"biel zu niedrig seren. Eine Erhöhung
wurde verlangt . Autzerdem hielt man eine Neueinschätzung der
Gebäudewerte für unerläßlich . Von einer Seite wurde ange¬
regt, ob nicht eine allgemeine automatische Wertserhöhung
kraft Gesetzes vorgenommen werden könnte. Um den Wieder,
aufbau brandbeschadigter Gebäude zu fördern , wurde borge -
schlagen , in Zukunft keine Zuschläge , sondern Vorschüsse bis zu
den erforderlichen Beträgen zu leisten , ohne dafür Zinsen zu
berechnen . Eine Resolution, welche diese Forderung stellte,
wurde nach eingehender Aussprache wieder zurückgenommen.
Klage wurde darüber geführt , datz von der Kriegsverstcherung
äutzerst wenig Gebrauch gemacht wird . Als Grund hierfür wird
angegeben, dass eventuell höhere steuerliche Belastungen zu be .
fürchten seien.

Auf eine diesbezügliche Anfrage antwortete die Zoll- und
Steuerdirektion mit Schreiben vom 27 . Januar 1919 dem Ver¬
bände südwestdeutscher Industrieller in Mannheim , wo eS
am Schlüsse heißt : „Daß also die erhöhten Feuerversicherungs -
onschläge lediglich als Grundlage des Brandschadenersatzes
dienen, läßt sich nicht sagen ; andererseits dienen sie bei der
Steuerveranlagung nicht als einzige oder hauptsächliche Un¬
terlagen , sondern neben anderen als Anhaltspunkte bei der
Ermittlung des laufenden Werts " . Diese Antwort wird viel-
fach als ungenügend und unklar bezeichnet , jedoch hat das
Finanzministerium in einem Schreiben vom 24. Juni 1919
an dem hier niedergelegten Standpunkt festgehalten.

Dem Verlangen nach Erhöhung der Zuschläge für das Jahr
1919 hat der Verwaltungsrat der Gebäudeversicherungsan¬
stalt und das Ministerium des Innern dadurch entsprochen,
daß sie einer Erhöhung von 60 auf 100 Proz . des Zuschlags
zustimmten. Jedoch soll der lOOprozentige Zuschlag dem Um¬
lagebedarf voll zugerechnet werden.

Ihre Kommission begrüßt diese Erhöhung . Weniger er¬
freut war Ihre Kommission von der Aufrechnung deS 100-pro-
zentigen Zuschlages auf den Umlagebedarf . Da jedoch von
Regierungsseite daran festgehalten wird, stimmte Ihre Kom-
Mission zu. Gewünscht wurde , datz in Artikel 3 8 23 a Ziffer 1
Absatz 2 die Versicherungsbeiträge aus der im Laufe des Jahres
erhöhten Versicherungssumme nicht für das ganze laufende
Jahr , sondern in zwei Jahreshälften wie seither bezahlt wer¬
den können. Eine Änderung der im provisorischen Gesetz ge-
getroffenen Maßnahme kann der Verwaltungsrat der Regie¬
rung nicht empfehlen und bedründet dies als im Interesse der
Geschäftsvereinfachung gelegen.

Zur Frage einer automatischen Anpassung der Versicherungs¬
summe an die heutigen Versicherungswerte antwortete der
Verwaltungsrat der Gebäudeversicherungsanstalt in einem
längeren Schreiben folgendes :

„Die Anpassung aller Feuerversicherungssummen an die
heutigen Versicherungswerte würde auch nach unserer An¬
sicht der beste Ausweg sein, wenn eine solche Maßnahme
sich durchführen ließe. In dieser Beziehung kommt in
Betracht, daß rund 980 000 Gebäude im Lande vorhanden
sind, die alle wieder in verschiedener Weise eine Erhöhung
erfahren müßten . Ein Gebäude , das z. Ä . im Jahre 1875
lehmals eingeschätzt wurde , mutz einen ganz anderen Er¬
höhungssatz erhalten als ein Gebäude derselben Hofraite ,
dessen letzte Einschätzung vom Jahre 1912 datiert . Ebenso
müssen Bauten des gleichen Einschätzungsjahres wieder
verschieden beurteilt werden, je nach ihrer Bauart oder
ihrem baulichen Zustand . ES könnte also, wenn nicht all¬
gemein ganz bedenkliche Unbilligkeiten und für die Betei¬
ligten schwerwiegende Nachteile oder unverdiente Begün¬
stigungen in Kauf genommen werden sollen, nicht davon
Umgang genommen werden, für jedes einzelne Gebäude
den Erhöhungssatz besonders zu »rmitteln , eine Arbeit , die

, von den Bauschätzern in absehbarer Zeit überhaupt nicht
bewältigt werden könnte und einen unberhältnismäßigen
Kostenaufwand erfordern würde ."
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Es srnd dann noch einzelne Berechnungen gemacht worden,
Darstellungen , wie der 100-prozentige Aufschlag wirkt. Ich
glaube, Sie nicht mit den Zahlen belästigen zu sollen, man
kann sie ja dqrn Protokoll beifügen.

Der Betrag , der inzwischen durch die Kriegsversicherungen
erfolgten Neueinschätzung ist, wie ich schon sagte, gering . Bis
zum 16. Juni 1910 sind aus 40 Amtsbezirken 4835 neue
Kriegsversicherungen als abgeschlossen zu verzeichnen, die ins¬
gesamt 16 427 Gebäude umfassen und seither eine Versiche¬
rungssumme von 119640100 M . aufweisen . Der Betrag der
Versicherungssumme stieg durch die neuen Einschätzungen auf
265 971 400 M ., sodaß die Gesamterhöhung 146 431 300 M . oder

insgesamt 122 Proz . beträgt .
3! echt ausfallend ist, daß die einzelnen Amtsbezirke sehr

unterschiedlich an dieser Neuerung beteiligt sind . Von den 40
Amtsbezirken hoben z . B. 16 Amtsbezirke 1—50 Anträge ge¬
stellt, in 12 Amtsbezirken sind über 60—100 gestellt worden,
iin 8 Amtsbezirken 100—300 und in 4 Amtsbezirken 300—765.
Ta sieht man , wie wenig vielfach in den einzelnen Amtsbezir¬
ken von dieser Neuerung der Kriegsversicherung Gebrauch ge-
urächt worden ist, um sich diese Zuschläge zu sichern . Seitens
des Verwaltungsrats und des Ministeriums sind wiederholt
Anregungen ins Land gegangen, man möchte mehr Gebrauch
davon machen . Die kleinen Bedenken wegen steuerlicher Mehr¬
belastung sollten die Gebäudeeigentümer nicht abhalten , diese

- durch das Gesetz geschaffene Begünstigung in Anspruch zu neh¬
men, wie ja in allen Fällen das provisorische Gesetz und die
nunmehr erfolgten Abänderungen doch eine wesentliche Ver¬
besserung des seither Bestandenen bedeuten.

Es sind formell zu ändern auf Grund der Beratungen in
der Kommission:

In Artikel 1 Ziffer 1 de» provisorischen Gesetzes vom 28.
Oktober 1918 ist an Stelle der Zahl 60 die Zahl 100 zu
setzen, und in Artikel 1 Ziffer 2 ist der letzte Halbsatz
„ noch darf dem Umlagebedarf ein höherer Zuschlag als
50 v. H . nur mit diesem Betrag zugerechnet werden" zrj
streichen .

Unter Vornahme dieser Änderung beantragt Ihre Kom-
Mission dem Gesetz nachträglich Ihre Zustimung zu erteilen .
In der allgemeinen Beratung erhält das Wort :

Abg. Helffrtch (Zentr .) :

Der uns vorliegende Gesetzentwurf bringt in der provisori¬
schen Fassung, wie er am 28 . Oktober 1918 gegeben worden
ist, verschiedene Verbesserungen gegenüber dem früheren Zu .
stand, insbesondere die Erhöhung der Brandentschädigungs -
summe mit 40 Prozent für die Bauausführungen , die im
Jahr 1918 vorgenommen worden sind, und um 60 Prozent für
die Bauausführungen , die nach dem Jahr 1918 gemacht wer.
den. Nach dem provisorischen Gesetz sollen von diesem Zu.
schlag durch Umlage nur 50 Prozent erhoben werden. Nun
«wird in der neuen Fassung vorgeschlagen, daß nachdem jetzt
beantragt worden ist , die Wiederherstellungskosten bis zu 100
Prozent über die seitherige Schätzung zu ersetzen , der Gesamt¬
betrag der Umlage zugeschlagen werden soll, daß also statt
der seitherigen Begrenzung aus 50 Prozent keine solche mehr
eintritt , sondern der gesamte Bedarf durch Umlage erhoben
wird.

Nun besteht da ein gewisser Widerspruch. Seither hat man
es für notwendig gehalten , bei einem 60prozentigen Zuschlag
nur 50 Prozent zu erheben und auch beim Entwurf des Ge¬
setzes vom 5 . Juni 1917 war vorgeschlagen, daß vom damaligen
Zuschlag nur % erhoben werden sollten. Die Erste Kammer
hat allerdings dem Gesetzentwurf nicht zugestimmt, weil sie
nnanzielle Schwierigkeiten für die Gebäudeversicherungsanstalt
befürchtete, und es ist deshalb damals beschlossen worden, daß
der ganze Zuschlag erhoben werden soll . Das provisorische Ge¬
setz ist aber wieder auf den Standpunkt des Entwurfes zum
Gesetz vom 5. Juni 1917 zurückgekehrt und hat eine Begren¬
zung vorgeschlagen .

Es liegt doch entschieden ein Widerspruch darin , daß man
jetzt die Begrenzung aufhebt und den ganzen Betrag erheben
will . Die Gründe , warum die Begrenzung vorgenommen
worden war , haben Sie aus dem Bericht des Herrn Bericht¬
erstatters der Kommission ja gehört, in der Begründung zu
Art . 1 Ziff . 2 sind dieselben ausführlich erörtert worden ; ich
kann deshalb davon absehen, sie hier nochmals zur Verlesung
zu bringen.

Wenn ineine Parteifreunde trotzdem dem Gesetzesvorschlage ,
wie er jetzt von der Kommission gefaßt worden ist, zustimmen,
so geschieht es deshalb, weil in der Verdoppelung der Brand -
entschädigungssumme ein bedeutender Fortschritt gegenüber
dem seitherigen Zustande zu erblicken ist . Zwar sind die Bau .
kosten wesentlich höher als 100 Prozent gegenüber dem Schätz
zungspreis der Gebäude. Aber es liegt ja glücklicherweise da
noch der Ausweg vor, daß die seitherige Zulassung der Neu¬
schätzung neben der Einführung des hundertprozentigen Zu¬
schlages aufrecht erhalten bleibt, und es wäre nur wünschens¬
wert, daß davon mehr Gebrauch gemacht würde . Wie wir
gehört haben, sind in 13 Amtsbezirken überhaupt keine An-
träge auf Höherschätzung der Gebäude erfolgt, und man darf
daraus schließen , daß noch sehr viele Hausbesitzer nicht begrif¬
fen haben, wie sie durch diese Neuschätzung einen bedeutenden
Vorteil im Falle eines Brandes erringen können. Es wäre
deshalb anzuraten , daß diese Einrichtung mehr berützt wird
und auch insbesondere vielleicht öfter als seither bekannt gege¬
ben wird, daß dieser Weg zulässig ist . Es sind ja von 1600 000
Gebäuden nur 4000 Anträge mit 16 000 Gebäuden zur Höher¬
schätzung gestellt worden, wie Sie aus dem Bericht der Kom-
Mission gehört haben . •

Auf einen Punkt möchte ich mir erlauben , hinzuweisen : es
ist der, daß jetzt auch wieder der Zuschlag von zwei Pfennigen
zum Ausgleichsfonds erhoben werden soll. Ich glaube , davon
könnte man nach dem Stand des Ausgleichsfonds wohl absehen.
Wie aus der Begründung zu dem provisorischen Gesetze hervor¬
geht, hat der Ausgleichsfonds im vergangenen Jahre 6,5 Mil¬
lionen Mark betragen , und man sollte deshalb von der Er -
Höhung um zwei Pfennige , die der Verwaltungsrat vornehmen
kann, sofern der Umlagebetrag nicht höher ist als 13 Pfennige— weil ja die Begrenzung mit 16 Pfennigen im Gesetz gege¬
ben ist —> absehen und diesen Zuschlag für den Ausgleichs¬
fonds fallen lassen , selbst auf die Gefahr hin , daß der Be¬
triebs . und Ausgleichsfonds sich etwas vermindert . Er ist ja
immer noch ziemlich hoch

Ich darf jm Namen meiner Parteifreunde erklären, daß wir
dem Gesetze in der Fassung, wie e» au» der Kommission her-
vorgegangen ist, unsere Zustimmung geben werden.

Abg . Schön (D . Dem . P .) : _ _ _ _
Auch meine Freunde werden dem Gesetzentwurf zustimmen,

obwohl er das nicht bringen wird, was wir vom Gebäudever¬
sicherungsgesetz wünschen müssen. Mit einem Zuschläge von
100 Proz . können wir in einer Zeit , wo die Herstellung der
Gebäude das Dreifache und über das Dreifache kostet,
kein Gebäude wieder Herstellen , Kein Brandbeschadigter,
der nicht über große private Mittel verfügt ,
wird in der Lage sein, auch mit diesen Mitteln , die
wir ihm bereitstellen, ein brandbeschädigtes Gebäude wie¬
derherzustellen. Und doch ist die Not an Wohnungen auch auf
dem Lande außerordentlich groß, .und es wäre deswegen unser
Wunsch gewesen, daß ein Weg gefunden worden wäre , wie
wir nicht nur den Brandschaden beseitigen und den Brand¬
beschädigten schadlos halten , sondern wie wir vor allen Dingen
die Wiederherstellung der Gebäude ermöglichen, um der Woh¬
nungsnot zu steuern . Der Weg unserer Resolution konnte
nach den Erklärungen , die wir von Regierungsseite bekommen
haben, nicht gegangen werden, und es ist ja vielleicht auch
mit Rücksicht auf den großen Baustoffmangel nicht nötig ge¬
wesen , daß wir in der Kommssion aus der ursprünglich ein-
gebrachten Resolution bestanden, welche von allen Parteien an¬
genommen war und dahin ging, daß die Brandentschädigung
nicht in Form von Zuschlägen gewährt werden soll , sondern
daß eben schlechthin die Wiederherstellung des Gebäudes mit
den Mitteln ermöglicht werden soll, welche jetzt nötig sind , und
zwar in Form von rückzahlbaren Vorschüssen .

Wir haben in der; Kommission auch den Wunsch ausgespro¬
chen, daß bei einer künftigen Revision des Gebäudeversiche¬
rungsgesetzes eine automatische Regelung der VersicherungS-
summe in der Weise statfinden soll, daß nicht Anträge und
Einschätzungen periodischer Natur die Grundlage für den Ge¬
bäudeversicherungswert abgeben, sondern daß der tatsächliche
Wert für den Beizug des Gebäudebesitzers zur Versicherung
und für die nachfolgende Brandentschädigung entscheiden soll .

Das Gesetz, das wir heute verabschieden sollen, ist nun aber
bereits in Wirksamkeit getreten , in mehreren , in vielen Fällen
vielleicht sogar, bereits vollzogen, und so haben wir nur die
Möglichkeit , ihm zuzustimmen, um die vorausgegangenen Akte
zu legalisieren . Jm übrigen dürfen wir aber hier in der Os-
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fentlichkest den Wunsch aussprechen, daß bei einer künftigen
Neugestaltung des Gebäudeversicherungsgesetzes eine Regelung
in dem berührten Sinne stattfinden möge.

Dabei sei mir gestattet, auf eine Folgerung einer Bestim¬
mung aufmerksam zu machen, die wir heute beschließen und
die in einem Falle praktisch werden wird und eine Härte dar¬
stellen kann.

Im ß 28 des alten Gebäudeversicherungsgesetzes wie auch in
ß 23 a, der heute von uns . zu beschließen ist, wird bestimmt,
daß die Versicherung mit dem Tage beginnt , der auf den An¬
trag folgt. In einem Falle im Bezirk Villingen , in Überau¬
chen, hat ein vom Verdacht der Brandstiftung gänzlich freier
Beschädigter den Antrag gestellt, und in derselben Rächt ist
tatsächlich sein Anwesen abgebrannt . Die Gebäudeversiche¬
rungsanstalt lehnt den Kriegszuschlag ab ; sie kann ihn auch
formell berechtigt ablehnen, wenn das Gesetz heute beschlossen
ist . Es liegt über doch , wenn der Fall so liegt, daß ein Brand¬
beschädigter von jedem Verdachte der fahrlässigen oder vor¬
sätzlichen Brandstiftung frei ist, eine ungeheure Härte in dieser
Ausschließungsfrist, und ich möchte hier den Wunsch aussprechen
und der Regierung die Bitte bortragen , daß in diesen Fäl¬
len — ähnlich , wie das ja auch gegenüber bereits geregelten
Fällen geschehen soll — im Wege der Freigebigkeitshandlung
geholfen werden möge. Diese Regelung ist vorgesehen und ist
geeignet, Härten zu beseitigen, wiewohl man sonst ja nicht
einer Freigebigkeitshandlung mit den Mitteln der Gebäudevtzr-
sicherungsanstalt das Wort reden mag , weil Spekulations¬
brände natürlich verhütet werden müssen (Beifall ) .

Die allgemeine Beratung wird geschloffen.

In der Einzelberatung erhält zur Einleitung
- aS Wort :

Abg. Dr . Glöckner (D . Dem . P .) :

Ich möchte nur bemerken, daß die Einleitung , da wir doch
an Stelle des s. Zt . erlassenen provisorischen Gesetzes nach dem
Antrag der Kommission über ein ganz neues in zwei wesent¬
lichen Punkten abgeändertes Gesetz beschließen sollen , natürlich
auch abgeändert werden mutz . Da von der Kommissionkein ge¬
druckter Antrag borgelegt worden ist, möchte ich Vorschlägen , daß
für die zwette Lesung das Gesetz in der Fassung, wie es von der
Kommission beschlossen worden ist, uns gedruckt vorgelegt wird,
also unter Änderung der Einleitung , die ja eine ganz andere
Form erhalten muß , und unter Einfügung der Änderungen,
die die Immission beantragt hat und die wir nur aus dem
mündlichen Vortrage des Herrn Berichterstatters haben ent¬
nehmen können.

Ein diesem Vorschlag entsprechender Antrag der Kom¬
mission , die Einleitung folgendermaßen abzuändern :

„Das badische Volk hat am . folgendes Gesetz
beschlossen" wird hierauf angenommen . •

Artikel 1 wird nach dem Antrag der Kommission in fol¬
gender Fassung angenommen :

Das Gesetz vom 8. Juni 1917, betreffend Kriegszuschläge
zu den Brandentschädigüngen (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt 1917 Seite 188) , wird, wie folgt, geändert :
1 . Der Absatz 2 des 8 1 wird durch folgende Fassung er¬

setzt :
„Der Zuschlag beträgt , wenn die Wiederherstellung

des Gebäudes im Jahre 1916 erfolgt ist, 5 vom Hundert,
wenn sie im Jahre 1916 erfolgt ist , 15 vom Hundert ,
wenn sie im Jahre 1917 erfolgt ist, 20 vom Hundert
und wenn sie im Jahre 1918 erfolgt ist , 40 vom Hun¬

dert der Brandentschädigungssumme . Bei den nach
dem Jahre 1918 erfolgenden Wiederherstellungen be¬
trägt der Zuschlag 100 vom Hundert der Brandent -
schadigungssumme."

2. Der Absatz 2 des 8 3 erhält folgende Fassung :
„Die Zuschläge für die zuschlagsberechtigten Brand¬

fälle der späteren Jahre sind jeweils dem Umlagebedarf
des betreffenden Jahres hinzuzurechnen.

"

Die Artikel 2 und 3 werden unverändert angenommen .
Bei der namentlichen Abstimmung über den ganzen
Gesetzentwurf wird dieser mit den beschlossenen Änderungen
einstimmig angenommen .

9

Zu Ziffer 5b der Tagesordnung : Mündlicher
Bericht der Kommission für Juftiz und Ver¬
waltung und Beratung über die Bitte der Ver¬
einigung technischer Vereine in Karlsruhe , die Techniker in den
städtischen Verwaltungen betr. erhält das Wort :

Berichterstatter Abg . vr . Leser (D . Dem . P .) :
Die Vereinigung technischer Vereine Karlsruhe erhebt in

einer Eingabe vom 16. Mai 1919 die Forderung , daß den stad ,
tischen Technikern, soweit sie Vorstände wirtschaftlicher tech¬
nischer Unternehmungen oder Lester von Hoch- oder Tiefbau¬
ämtern sind, Sitz und Stimme in den städtischen Körperschaften!
zugeteilt werde . Zur Begründung wird vorgetragen , in fast
allen Städten seien Gas -, Wasser, und Elektrizitätswerke so¬
wie Straßenbahnen im Besitz von Gemeinden und neben die¬
sen großen wirtschaftlichenBetrieben noch andere Anlagen tech¬
nischer Art , wie Krankenhäuser , Schlachthöfe und Hafenan¬
lagen ; außerdeni erforderten Fragen des Städtebaues , Tief ,
und Hochbaues eine technisch sachverständige Leitung . Das seien
Fragen , die in ihrer Bedeutung fast alle anderen Teile der
Stadtverwaltung überwiegen . Es ruhe also auf den Schultern
des städtischen Technikers eine außerordentliche Arbeitsleistung
von größter Bedeutung für die Allgemeinheit . In seiner dienst¬
lichen Stellung komme dies jedoch nicht zum Ausdruck , er sei
in der Hauptsache als Hilfsbeamter oder Gutachter verwendet
und werde in seiner Arbeit von Nichttechnikern bevormunde!.
Darunter leide nicht nur der Techniker, sondern die Entwick¬
lung unseres Beamten - und öffentlichen Lebens . Damit , daß
den städtischen Beamten die Wählbarkeit zu den städttschen
Körperschaften eingeräumt wurde , sei nichts gewonnen. Werde
hierauf aufgebaut , so müffe der Techniker in den vordersten
politischen Kampf eintreten . Darunter müßte seine Arbeits¬
leistung als Techniker leiden ; denn es sei bei der Schwierigkeit
des technischen Berufs einfach unmöglich, auf zwei ArbeitS.
gebieten, Technik und Politik , hervorragend tätig zu sein.

Dieser Eingabe ist Kr Bund technischer Berufsftände , Orts¬
gruppe Mannheim , am 22 . Mai ds . Js . und die Ortsgruppe
Heidelberg des Bundes technischer Berufsftände am 11 . Juni
ds . Js . beigetreten.

Der Herr Minister des Innern hat sich zu der Eingabe
unterm 3 . Juni ds . Js . geäußert . Er weist darauf hin , daß es
zur Erfüllung der in der Eingabe enthaltenen Forderung einer
Änderung unserer Gemeinde- und Städteordnung bedarf . Eine
solche Änderung sei aber auch bereits in die Wege geleitet.
Das Staats Ministerium habe zu diesem Zwecke eine Kommis¬
sion ernannt , bestehend aus Vertretern der an der Regierung
beteiligten politischen Parteien , zwei Oberbürgermeistern und
einem Bürgermeister einer mittleren Stadt sowie zwei Mitglie .
dern des Ministeriums des Innern . In dieser Kommission
werde auch die Frage , welche Stellung den Technikern in den
städtischen Kollegien eingeräumt werden solle, Gegenstand ein¬
gehender Beratungen bilden. Die Regierung selbst habe sich
Vorbehalten , ihrerseits erst dann zu den einzelnen Fragen von
besonderer Bedeutung Stellung zu nehmen, wenn die Beschlüsse
der Kommission vorliegen. Da die Beratungen der Kommission
noch nicht bis zu dem in der Eingabe behandelten Punkte ge¬
diehen seien, so glaube der Minister des Innern von einer
materiellen Äußerung zu der Petition vorerst Umgang neh¬
men zu dürfen .

Ihre Kommission , glaubte eine gleichartige Haltung einneh¬
men zu sollen . Es empfiehlt sich offensichtlich nicht , aus dem
ganzen Umfang der Reformfragen unseres Gemeinderechts im
gegenwärtigen Augenblicke eine Einzelfrage herauszugreifen
und zu ihr in bestimmter Weile Stellung zu nehmen, obgleich
man noch gar nicht darüber unterrichtet ist , welches das Wesen
des Entwurfes sein wird, den die von der Regierung einge¬
setzte Kommission auszuarbeiten berufen ist, und der von der
Regierung , gegebenenfalls nach vorausgegangenen Abände¬
rungen , in absehbarer Zeit dem Landtag vorgelegt werden
wird. Ihre Kommission kommt daher einstimmig zu dem An-
trag :

Der Landtag wolle beschließen , die Bitte der Vereinigung
technischer Vereine in Karlsruhe , die Techniker in den städti.
schen Verwaltungen betreffend, der Regierung als Ma¬
terial mit Rücksicht auf die in Angriff genommene Re¬
form der Gemeinde- und Städteordnung zu überweisen.

In der Beratung ergreift niemand das Wort.
Der Antrag der Kommission wird angenommen .
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Z u 3 i f f . 6 a und b der Tagesordnung : Bericht
der Petionskom Mission und Beratung über
die Petition des Michael Kuhn in Friedrichsfeld um vorzeitig»
Entlassung feines Sohnes aus der Schule und Petition des
Adam Wieder in Oberdielbach gleichen Betreffs , welche mit
Zustimmung des Hauses gleichzeitig verhandelt werden, erhält
das Wort :

Berichterstatter Abg . Ihrig (2>. Dem . P . ) :

Ich soll Ihnen den Bericht der Petitionskommission erstatten
über die Petition des Michael Kuhn tn Friedrichsfeld um vor.
zeitige Entlassung seines Sohnes aus der Schule .

Der Bittsteller fügt seiner Eingabe ein Gesuch an das Mi¬
nisterium für Kultus und Unterricht bei um vorzeitige Ent¬
lassung seines Sohnes Johann , geboren am 25 . Juni 1906 in
Friedrichsfeld, aus der Volksschule . Dieses Gesuch ist ihm' von
der Schulbehörde abschlägig verbeschieden worden. Iknter Her¬
vorhebung dieser Tatsache wendet sich der Bittsteller nun hilfe¬
suchend an die Nationalversammlung und macht geltend, mit
sieben Kindern im Wer von 34 bis 14 Jahren bedeute
das Leben für ihn heutzutage einen harten Kampf. Im Jahre
1914 hätten

'
schon vorzeitige Entlassungen von begabten Schü¬

lern stattgefunden, weshalb er auch bitte , dass diese Vergün¬
stigung ihm bewilligt werde. Als sein Sohn die Schule be¬
suchte, habe noch das alte Gesetz gegolten; das neue sei ja noch
nicht genehmigt.

Dazu ist zu bemerken: Das Schulgesetz vom 7 . Juli 1910
sagt in 8 2, 1 . Sah : „Die Schulpflicht dauert s Jahre .

' Der
Knabe Johann Kuhn besucht seit Ostern 1912 die Volksschule
und kann also nach der gesetzlichen Vorschrift erst an Ostern
1920 entlassen werden. Es besteht also weder für die Schul¬
behörde noch für den Landtag die Möglichkeit , dem Bittsteller
entgegenzukommen, da die klaren gesetzlichen Bestimmungen
das verbieten.

Wenn der Petent von einer anderen Behandlung von Schü¬
lern in den letztvergangenen Jahren spricht , so hat er wohl fol.
gendes im Auge :

In den ÜLergangsbestiMMUngen des jetzt gelten¬
den Schulgesetzes vom 7 . Juli 1910 wird in Art . I Abs. 2

'bestimnft:

„Knaben und Mädchen , die nach den Bestimmungen dr-
bisherigen Gesetzes in die Volksschule eingetreten sind, werden
aus derselben auf Ostern des Jahres entlassen, in dem sie
bis zum 30. Juni das 14. Lebensjahr vollenden."

Wer alle diese Kinder hatten auch 8 Jahre die Volksschule
besucht, weil eben unter dem früheren Gesetz für die Verpflich¬
tung zum Schulbesuch ein anderer Anfangstermin bestand.
Damals - waren die im Mai und Juni 6 Jahre alt werdenden
Kinder schon auf Ostern desselben Jahres zum Schulbesuch
verpflichtet , während sie seit Ostern 1911 erst auf die folgen¬
den Ostern schulpflichtig sind . Diese Übergangsbestimmung
tvar zuletzt noch von Bedeutung für diejenigen Kinder, welche
an Ostern 1910 in die Schule eintraten und an Ostern 1918
entlassen wurden ; seitdem ist sie gegenstandslos . Der Knabe
Johann trat aber erst 1912 unter dem jetzigen Gesetz in die
Schule ein.

Ihre Kommission hat nicht verkannt , datz der Wunsch des
Paters , der Hilfsweichenwärter ist, bei seiner zahlreichen
Familie bald an seinem ältesten Knaben eine Stühe und einen
Mitverdiener zu bekommen, ein verständlicher und berechtigter
ist ; sie konnte aber auch nicht übersehen , datz der Sohn ein
Recht auf seine unverkürzte Schulzeit hat , die ihm zudem ja
gesetzlich garantiert ist.

Ihre Kommission schlägt dem Landtag vor , über die Bitte
des Hilfsweichenwärters Michael Kuhn in Friedrichsfeld um
vorzeitige Entlassung seines Sohnes aus der Schule zur
Tagesordnung überzugehen .

Die zweite Petition ist vom Landwirt Adam Weber in Ober-
dielbach eingereicht und geht auf Entlassung seines Sohnes
aus der Volksschule .

Der Sohn des Bittstellers ist an Ostern 1911 tn die Volks¬
schule eingetreten, obwohl er damals nach dem Schulgesetz vom
7 . Juli 1910 noch nicht schulpflichtig war . Der Knabe ist am
1 . Mai 1908 geboren und wäre nach dem früheren Elemen-
tar -Unterrichtsgesetz zum Besnck» verpflichtet gewesen . Aus
diesem JrrtiG erklärte es sich, datz der Knabe vorzeitig in die

Schule geschickt wurde . Er hat von Ostern 1911 bis Ostern
1919, mithin 8 Jahre lang , die Volksschule besucht . Da das
jetzige Schulgesetz über den Termin der Schulentlassung be¬
stimmt, daß sie an d e n Ostern zu erfolgen bade, an welchen
der Schüler bis zum 30 . April desselben Jahres das 14 . Lebens¬
jahr zurückgelegt habe, so hätte der am 1 . Mai 1906 geborene
Knabe erst an Ostern 1930 nach 9 jährigem Schulbesuch ent¬
lassen werden können; daher auch die Ablehnung des Gesuches
durch das Kreisschulamt Heidelberg.

Dem Ministerium für Kultus und Unterricht erschien da? '
jedoch als eine vom Gesetz nicht gewollte Härte , da es aus¬
drücklich die 8 jährige Schulpflicht festsetzt, und es erschien
dem Ministerium möglich , für die vorzeitig in die Schule ein¬
getretenen Schüler , die an Ostern 1911 , 1912 und 19j3 irr¬
tümlich ausgenommen wurden , auf Grund von Ziff . 1 der Über¬
gangsbestimmungen des Schulgesetzes vom 7 . Juli 1010 die ge¬
wünschte günstige Regelung herbeiführen zu können. Es hat
in einer Bekanntmachung im -Schulverordnungsblatt Nr . 14
vom 12 . Mai d . I . angeordnet , daß die in Frage kommenden
Schüler der drei genannten Jahrgänge nach 8 jährigem Schul¬
besuch zu entlassen sind . Dem Wunsche des Petenten ist
damit Rechnung getragen und sein Sohn aus der Volksschule
entlassen worden. Die Petitionskommission stellt daher de »
Antrag , der Landtag wolle die P e t i t i o n des Adam We¬
ber in Oberdielbach als erledigt erklären .

In der Beratung ergreift niemand das Wort .
Die beiden Kommissionsanträge werden an¬

genommen .

Zu Ziffer 0c der Tagesordnung : Bericht der
P c t iti on sko m mi s sio n und Beratung über die
Petition des frühere « Radschnhlegers Heinricht Kraft in Sek¬
tenheim um Wiederverwendung im Eisenbahndienst erhält für
den Berichterstatter Abg. Bechtold das Wort :

Stellv . Berichterstatter Wg. GrotzhanS (Soz.) :
Der Petent trägt vor, das BerkehrSministerium habe feine

Bitte um Medereinstekluna bei der GtaotSeisenbshn abgelehnt,
er bitte deshalb die Badische Nationalversammlung ihm zur
Wiedereinstellung bei der Staatsbahn verhelfen zu wollen.

Er sei vom 7 . Mai 1917 bis 30. Oktober 1917 bei der badi¬
schen Bahn beschäftigt gewesen und am 80. Oktober 1917 wegen
Diebstahls zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt w« den . Es
sei ihm dann freigestellt worden, ob er seine Straft abbützcn
oder zum Militär einrücken wolle . Er habe sich dann für das
letztere entschieden , um vielleicht später Strafnachlatz zu erhal¬
ten . Er sei dann am 15 .November bei dem Regiment 109
eingetreten und im März 1918 an die Front gekommen, habe
eine Reihe von Gefechten mitgemacht und sei am 12. Oktober
1918 verwundet worden. Auch habe er das Eiserne Kreuz
II . Klasse erhalten . Er habe aus den Zeitungen erfahren , daß
Arbeiter und Beamte im badischen Bahndienst mit ähnlichen
Vergehen wieder in dem Staatsdienst Aufnahme finden . Pe¬
tent habe sich an die Generaldirektion gewendet um Wieder,
einstellung, dieselbe .sei aber abgelehnt worden mit der Be¬
gründung , seine Vergehen und Strafen seien zu schwer.

Der Petent trägt weiter vor, er sei zur Zeit arbeitslos , ver¬
heiratet , habe ein Kind und sei vermögenslos ; er bitte,deshalb
wiederholt, die Badische Nationalversammlung solle doch seine
Wiedereinstellung in den Bahndienst ermöglichen.

Ihre Kommission hat die Regierung um Auskunft gebeten,
welche auch bereitwilligst erteilt wurde . Aus derselben geht
hervor : Die Eisenbahnverwaltung hat «ine große Anzahl von
Arbeitern und Beamten , die vor dem Kriege weaen diszipli¬
närer und gerichtlicher Bestrafung entlassen werden mutzten ,
wieder ausgenommen. Man sei dabei von der Auffassung aus -
gegangen, datz die Leute bei guter Führung ihre Schuld durch
den Kriegsdienst gesühnt haben ; bei der Beurteilung der in
Betracht kommenden Fälle sei man im Sinne des Erlasses der
badischen Volksregierung vom 27 . Dezember 1918 Nr . 1316
möglichst nachsichtig und entgegenkommend verfahren und
habe jeweils vor der Entscheidung das Büro für Vertretung
der Arbeiter - und Beamteninteressen gehört.

Abgelehnt worden seien derartige Gesuche nur im Interesse
der Arbeiter und Beamten und zftar immer dann , wenn die
Tat sich als Ausfluß ehrloser Gesinnung dargestellt
habe . Das liege bes Kraf ! vor , da, wie aus den amtlichen
Strafakten des Landgerichts Mannheim ersehen werden könne.
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Kraft zusammen mit anderen Eisenbähnbediensteten an sehr
erheblichen Diebstählen beteiligt war und mit 8 Monaten Ge¬
fängnis wegen schweren Diebstahls im Zusammentreffen mit
Hehlerei bestraft wurde. Die Eisenbahnverwaltung lehnt die
Wicdereinstellung, der an diesen Diebstählen als Haupttäter
Beteiligten in Übereinstimmung mit der: Arbeitervertretern , in
den badischen Bahndienst ab.

Ihre Kommission hat die Petition eingehend beraten ,
und ist zu dem einstimmigen Beschluß gekommen, die Gründe
der Regierung bei der Ablehnung zu den ihrigen zu machen .
Der Antrag Ihrer Kommission geht dahin , das Hohe Haus
wolle beschließen : Übergang zur Tagesordnung .

In der Beratung ergreift niemand das Wort.

Präsident Kopf :
Ich muß Ihnen Mitteilen, daß damit eigentlich auch samt-

licher verhandlungsreife Stoff für das Plenum aufgearbeitet
ist (Rufe : Schließen ! ) . Schließen können wir wohl nicht ,
namentlich deshalb nicht, weil bekanntlich der große Budget¬
nachtrag und auch ein sehr wichtiges , tiefeinschneidendes
Steuergesetz noch vorliegt. Das werden wir unter allen Um¬
ständen, bevor wir in die Ferien gehen, erledigen müssen. Da
nun aber noch nicht abzusehen ist , bis wann die Budget¬
kommission die Vorberatung erledigt hat , so schlag« ich Ihnen
vor , den Präsidenten zu* ermächtigen, den Tag der nächsten
Sitzung und auch die Tagesordnung von sich aus zu bestim¬
men, sobald die Sache verhandlungsreif ist.

Das Haus erklärt sich hiermit einverstanden.
De? K o m i s s i o n s a n t r a g wird angenommen . Schluß der Sitzung nach 7*4 Uhr.

/

\

NednerverreichniS neben ftetzen-.
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Berichterstatter Abg. Schneider-Heidelberg (Zentr ) 1376

4 . Mündlicher Bericht der Kommission für Justiz und Verwal¬
tung und Beratung über die Bitte d«S bad. Landesverbands
deutscher Bodenreformer, die Organisation für das Woh¬
nungswesen betr. :

stellv . Berichterstatter Abg . Kahn (Soz .) 1376

5 . Begründung und Beantwortung der Interpellation der Wgg .
Roesch und Gen -, dir Lebensmittelfrag«, hier die Einfuhr
von Wein aus der Schweiz betr. :

' Abg. Roesch (So, .) 1378 , 1387
Ministerialrat Dr . Steinbrenner 1380
Abg. vpang (Zentr .) 1382
Abg. D . Holdermann (DDem . P .P 1382
Abg. Hartmann (Zentr .) 1383 , 1387
Abg. GroßhanS (Soz .) 1384

6 . Kurze Anfrage de« Abgg. Hahn and Gen., die Ausfuhr von
Zement nach Holland betr. :

ArbeitSministrr Rückert 1389

7 . Mündliche Berichte der Kommission für Justsi und Verwal¬
tung über
») daS provisorische Gesetz, di» Feuerversicherung der Ge¬

bäude während der KriegSzrit betr. :
Berichterstatter Abg. Strobel (Soz .) 1389
Abg. Helffrich (Zentr .) 1393
Abg. Schön (D . Dem . P .) 139 l
Abg. De. Glöckner (D . Dem. P .) 139?

d) die Büte der Vereinigung technischer Vereine in Karlsruhe ,
die Techniker in den städt. Verwaltungen betr . :

Berichterstatter Abg. Dr . Leser (D . Dein . P .) 1396

8 . Berichte der Petitionskommission und Beratung über die
Petitionen
a) des Michael Kuhn in Friedrichsfeld um vorzeitige Ent -

laffung seines Sohnes aus der Schule
d) des Adam Weber in Oberdielbach im gleichen Betreff :

Berichterstatter Abg. Ihrig (D .
' Dem. P .) 1397

c) des früheren Radschuhlegers Heinrich Krast in Seckenheim
um Wiederverwendung im Eisenbahndienst:

stellv . Berichterstatter Abg . Großhans (Soz .) 1398

V

£

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen : Dr . Max Dittler .
Druck und Verlag der G. Braun scheu Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe ,
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